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 Artikel 1  
(Änderung der Insolvenzordnung) 

 
§ 4a Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens 

(1) Ist der Schuldner eine natürliche Person und hat er einen Antrag auf 
Restschuldbefreiung gestellt, so werden ihm auf Antrag die Kosten des 
Insolvenzverfahrens bis zur Erteilung der Restschuldbefreiung 
gestundet, soweit sein Vermögen voraussichtlich nicht ausreichen wird, 
um diese Kosten zu decken. Die Stundung nach Satz 1 umfasst auch 
die Kosten des Verfahrens über den Schuldenbereinigungsplan und 
des Verfahrens zur Restschuldbefreiung. Der Schuldner hat dem 
Antrag eine Erklärung beizufügen, ob einer der Versagungsgründe des 
§ 290 Abs. 1 Nr. 1 und 3 vorliegt. Liegt ein solcher Grund vor, ist eine 
Stundung ausgeschlossen. 
(2) Werden dem Schuldner die Verfahrenskosten gestundet, so wird 
ihm auf Antrag ein zur Vertretung bereiter Rechtsanwalt seiner Wahl 
beigeordnet, wenn die Vertretung durch einen Rechtsanwalt trotz der 
dem Gericht obliegenden Fürsorge erforderlich erscheint. § 121 Abs. 3 
bis 5 der Zivilprozessordnung gilt entsprechend. 
(3) Die Stundung bewirkt, dass 
1. die  Bundes- oder Landeskasse 
    a) die rückständigen und die entstehenden Gerichtskosten, 
    b) die  auf sie übergegangenen Ansprüche des beigeordneten   
        Rechtsanwalts nur nach den Bestimmungen, die das Gericht trifft,  
        gegen den Schuldner geltend machen kann; 
2. der beigeordnete Rechtsanwalt Ansprüche auf Vergütung gegen den 
Schuldner nicht geltend machen kann.  
Die Stundung erfolgt für jeden Verfahrensabschnitt besonders. Bis zur 
Entscheidung über die Stundung treten die in Satz 1 genannten 
Wirkungen einstweilig ein. § 4b Abs. 2 gilt entsprechend. 
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§ 4c Aufhebung der Stundung 
Das Gericht kann die Stundung aufheben, wenn  
1. der Schuldner vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtige Angaben 
über Umstände gemacht hat, die für die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder die Stundung maßgebend sind, oder eine 
vom Gericht verlangte Erklärung über seine Verhältnisse nicht 
abgegeben hat; 
2. die persönlichen oder wirtschaftlichen Voraussetzungen für die 
Stundung nicht vorgelegen haben; in diesem Fall ist die Aufhebung 
ausgeschlossen, wenn seit der Beendigung des Verfahrens vier Jahre 
vergangen sind; 
3. der Schuldner länger als drei Monate mit der Zahlung einer 
Monatsrate oder mit der Zahlung eines sonstigen Betrages schuldhaft 
in Rückstand ist; 
4. der Schuldner keine angemessene Erwerbstätigkeit ausübt und, 
wenn er ohne Beschäftigung ist, sich nicht um eine solche bemüht oder 
eine zumutbare Tätigkeit ablehnt; § 296 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend; 
 
5. die Restschuldbefreiung versagt oder widerrufen wird. 
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§ 5 Verfahrensgrundsätze 

(1) Das Insolvenzgericht hat von Amts wegen alle Umstände zu 
ermitteln, die für das Insolvenzverfahren von Bedeutung sind. Es kann 
zu diesem Zweck insbesondere Zeugen und Sachverständige 
vernehmen. 
(2) Sind die Vermögensverhältnisse des Schuldners überschaubar und 
die Zahl der Gläubiger oder die Höhe der Verbindlichkeiten gering, 
kann das Insolvenzgericht anordnen, dass das Verfahren oder einzelne 
seiner Teile schriftlich durchgeführt werden. Es kann diese Anordnung 
jederzeit aufheben oder abändern. Die Anordnung, ihre Aufhebung 
oder Abänderung sind öffentlich bekannt zu machen. 
 
 
(3) Die Entscheidungen des Gerichts können ohne mündliche 
Verhandlung ergehen. Findet eine mündliche Verhandlung statt, so ist  
§ 227 Abs. 3 Satz 1 der Zivilprozessordnung nicht anzuwenden. 
(4) Tabellen und Verzeichnisse können maschinell hergestellt und 
bearbeitet werden. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nähere Bestimmungen über die Führung der 
Tabellen und Verzeichnisse, ihre elektronische Einreichung sowie die 
elektronische Einreichung der dazugehörigen Dokumente und deren 
Aufbewahrung zu treffen. Dabei können sie auch Vorgaben für die 
Datenformate der elektronischen Einreichung machen. Die 
Landesregierungen können die Ermächtigung auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen. 
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§ 15a Antragspflicht bei juristischen Personen und Gesellschaften 
ohne Rechtspersönlichkeit 
(1) Wird eine juristische Person zahlungsunfähig oder überschuldet, 
haben die Mitglieder des Vertretungsorgans oder die Abwickler ohne 
schuldhaftes Zögern, spätestens aber drei Wochen nach Eintritt der 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung, einen Insolvenzantrag zu 
stellen. Das Gleiche gilt für die organschaftlichen Vertreter der zur 
Vertretung der Gesellschaft ermächtigten Gesellschafter oder die 
Abwickler bei einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit, bei der 
kein persönlich haftender Gesellschafter eine natürliche Person ist; dies 
gilt nicht, wenn zu den persönlich haftenden Gesellschaftern eine 
andere Gesellschaft gehört, bei der ein persönlich haftender 
Gesellschafter eine natürliche Person ist. 
(2) Bei einer Gesellschaft im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 gilt Absatz 1 
sinngemäß, wenn die organschaftlichen Vertreter der zur Vertretung 
der Gesellschaft ermächtigten Gesellschafter ihrerseits Gesellschaften 
sind, bei denen kein Gesellschafter eine natürliche Person ist, oder sich 
die Verbindung von Gesellschaften in dieser Art fortsetzt. 
(3) Im Fall der Führungslosigkeit einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung ist auch jeder Gesellschafter, im Fall der Führungslosigkeit 
einer Aktiengesellschaft oder einer Genossenschaft ist auch jedes 
Mitglied des Aufsichtsrats zur Stellung des Antrags verpflichtet, es sei 
denn, diese Person hat von der Zahlungsunfähigkeit und der 
Überschuldung oder der Führungslosigkeit keine Kenntnis. 
(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird 
bestraft, wer entgegen Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2 
oder Absatz 2 oder Absatz 3, einen Insolvenzantrag nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig stellt. 
(5) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 4 fahrlässig, ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 
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§ 20 Auskunfts- und Mitwirkungspflicht im Eröffnungsverfahren.  
Hinweis auf Restschuldbefreiung 
(1) Ist der Antrag zulässig, so hat der Schuldner dem Insolvenzgericht 
die Auskünfte zu erteilen, die zur Entscheidung über den Antrag 
erforderlich sind, und es auch sonst bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
zu unterstützen. Die §§ 97, 98, 101 Abs. 1 Satz 1, 2, Abs. 2 gelten 
entsprechend. 
(2) Ist der Schuldner eine natürliche Person, so soll er darauf 
hingewiesen werden, dass er nach Maßgabe der §§ 286 bis 303 
Restschuldbefreiung erlangen kann. 
 

 
§ 20 Auskunfts- und Mitwirkungspflicht im Eröffnungsverfahren.  
Hinweis auf Restschuldbefreiung 
(1) Ist der Antrag zulässig, so hat der Schuldner dem Insolvenzgericht 
die Auskünfte zu erteilen, die zur Entscheidung über den Antrag 
erforderlich sind, und es auch sonst bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
zu unterstützen. Die §§ 97, 98, 101 Abs. 1 Satz 1, 2, Abs. 2 gelten 
entsprechend. 
(2) Ist der Schuldner eine natürliche Person, so soll er darauf 
hingewiesen werden, dass er nach Maßgabe der §§ 286 bis 303a 
Restschuldbefreiung erlangen kann. 
 

  

 
§ 26a Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters 

(1) Wird das Insolvenzverfahren nicht eröffnet, setzt das 
Insolvenzgericht die Vergütung und die zu erstattenden Auslagen des 
vorläufigen Insolvenzverwalters gegen den Schuldner durch Beschluss 
fest.  
 
Der Beschluss ist dem vorläufigen Verwalter und dem Schuldner 
besonders zuzustellen. 
(2) Gegen den Beschluss steht dem vorläufigen Verwalter und dem 
Schuldner die sofortige Beschwerde zu. § 567 Absatz 2 der 
Zivilprozessordnung gilt entsprechend. 
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§ 27 Eröffnungsbeschluss 

(1) Wird das Insolvenzverfahren eröffnet, so ernennt das 
Insolvenzgericht einen Insolvenzverwalter. Die §§ 270, 313 Abs. 1 
bleiben unberührt. 
(2) Der Eröffnungsbeschluss enthält:  
1. Firma, oder Namen und Vornamen, Geburtsjahr, Registergericht und    
    Registernummer, unter der der Schuldner in das Handelsregister  

 
§ 27 Eröffnungsbeschluss 

(1) Wird das Insolvenzverfahren eröffnet, so ernennt das 
Insolvenzgericht einen Insolvenzverwalter. § 270 bleibt unberührt.  
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    eingetragen ist, Geschäftszweig oder Beschäftigung, gewerbliche  
    Niederlassung oder Wohnung des Schuldners; 
2. Namen und Anschrift des Insolvenzverwalters; 
3. die Stunde der Eröffnung; 
4. einen Hinweis, ob der Schuldner einen Antrag auf 
Restschuldbefreiung gestellt hat. 
(3) Ist die Stunde der Eröffnung nicht angegeben, so gilt als Zeitpunkt 
der Eröffnung die Mittagsstunde des Tages, an dem der Beschluss 
erlassen worden ist. 
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§ 29 Terminbestimmungen 

(1) Im Eröffnungsbeschluss bestimmt das Insolvenzgericht Termine für:  
1. eine Gläubigerversammlung, in der auf der Grundlage eines Berichts  
    des Insolvenzverwalters über den Fortgang des Insolvenzverfahrens  
    beschlossen wird (Berichtstermin); der Termin soll nicht über sechs  
    Wochen und darf nicht über drei Monate hinaus angesetzt werden; 
2. eine Gläubigerversammlung, in der die angemeldeten Forderungen  
    geprüft werden (Prüfungstermin); der Zeitraum zwischen dem Ablauf  
    der Anmeldefrist und dem Prüfungstermin soll mindestens eine  
    Woche und höchstens zwei Monate betragen. 
(2) Die Termine können verbunden werden. 
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§ 30 Bekanntmachung des Eröffnungsbeschlusses 

(1) Die Geschäftsstelle des Insolvenzgerichts hat den 
Eröffnungsbeschluss sofort öffentlich bekanntzumachen. Hat der 
Schuldner einen Antrag nach § 287 gestellt, ist dies ebenfalls öffentlich 
bekannt zu machen, sofern kein Hinweis nach § 27 Abs. 2 Nr. 4 erfolgt 
ist. 
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(2) Den Gläubigern und Schuldnern des Schuldners und dem 
Schuldner selbst ist der Beschluss besonders zuzustellen. 
(3) (aufgehoben) 
 

 
(2) Den Gläubigern und Schuldnern des Schuldners und dem 
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§ 35 Begriff der Insolvenzmasse 

(1) Das Insolvenzverfahren erfasst das gesamte Vermögen, das dem 
Schuldner zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens gehört und das er 
während des Verfahrens erlangt (Insolvenzmasse). 
(2) Übt der Schuldner eine selbstständige Tätigkeit aus oder 
beabsichtigt er, demnächst eine solche Tätigkeit auszuüben, hat der 
Insolvenzverwalter ihm gegenüber zu erklären, ob Vermögen aus der 
selbstständigen Tätigkeit zur Insolvenzmasse gehört und ob Ansprüche 
aus dieser Tätigkeit im Insolvenzverfahren geltend gemacht werden 
können. § 295 Abs. 2 gilt entsprechend. Auf Antrag des 
Gläubigerausschusses oder, wenn ein solcher nicht bestellt ist, der 
Gläubigerversammlung ordnet das Insolvenzgericht die Unwirksamkeit 
der Erklärung an. 
(3) Die Erklärung des Insolvenzverwalters ist dem Gericht gegenüber 
anzuzeigen. Das Gericht hat die Erklärung und den Beschluss über ihre 
Unwirksamkeit öffentlich bekannt zu machen. 
 

 
§ 35 Begriff der Insolvenzmasse 

(1) Das Insolvenzverfahren erfasst das gesamte Vermögen, das dem 
Schuldner zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens gehört und das er 
während des Verfahrens erlangt (Insolvenzmasse). 
(2) Übt der Schuldner eine selbstständige Tätigkeit aus oder 
beabsichtigt er, demnächst eine solche Tätigkeit auszuüben, hat der 
Insolvenzverwalter ihm gegenüber zu erklären, ob Vermögen aus der 
selbstständigen Tätigkeit zur Insolvenzmasse gehört und ob Ansprüche 
aus dieser Tätigkeit im Insolvenzverfahren geltend gemacht werden 
können. § 295 Absatz 3 gilt entsprechend. Auf Antrag des 
Gläubigerausschusses oder, wenn ein solcher nicht bestellt ist, der 
Gläubigerversammlung ordnet das Insolvenzgericht die Unwirksamkeit 
der Erklärung an. 
(3) Die Erklärung des Insolvenzverwalters ist dem Gericht gegenüber 
anzuzeigen. Das Gericht hat die Erklärung und den Beschluss über ihre 
Unwirksamkeit öffentlich bekannt zu machen. 
  

  

 
§ 56 Bestellung des Insolvenzverwalters 

(1) Zum Insolvenzverwalter ist eine für den jeweiligen Einzelfall 
geeignete, insbesondere geschäftskundige und von den Gläubigern 
und dem Schuldner unabhängige natürliche Person zu bestellen, die 
aus dem Kreis aller zur Übernahme von Insolvenzverwaltungen 
bereiten Personen auszuwählen ist. Die Bereitschaft zur Übernahme 
von Insolvenzverwaltungen kann auf bestimmte Verfahren beschränkt 
werden. Die erforderliche Unabhängigkeit wird nicht schon dadurch 
ausgeschlossen, dass die Person  
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1. vom Schuldner oder von einem Gläubiger vorgeschlagen worden ist, 
 
2. den Schuldner vor dem Eröffnungsantrag in allgemeiner Form über 
den Ablauf eines Insolvenzverfahrens und dessen Folgen beraten hat. 
(2) Der Verwalter erhält eine Urkunde über seine Bestellung. Bei 
Beendigung seines Amtes hat er die Urkunde dem Insolvenzgericht 
zurückzugeben. 
 

 
1. vom Schuldner oder von einem Gläubiger vorgeschlagen worden ist 
oder 
2. den Schuldner vor dem Eröffnungsantrag in allgemeiner Form über 
den Ablauf eines Insolvenzverfahrens und dessen Folgen beraten hat. 
(2) Der Verwalter erhält eine Urkunde über seine Bestellung. Bei 
Beendigung seines Amtes hat er die Urkunde dem Insolvenzgericht 
zurückzugeben. 
 

  
 
§ 63 Vergütung des Insolvenzverwalters 

(1) Der Insolvenzverwalter hat Anspruch auf Vergütung für seine 
Geschäftsführung und auf Erstattung angemessener Auslagen. Der 
Regelsatz der Vergütung wird nach dem Wert der Insolvenzmasse zur 
Zeit der Beendigung des Insolvenzverfahrens berechnet. Dem Umfang 
und der Schwierigkeit der Geschäftsführung des Verwalters wird durch 
Abweichungen vom Regelsatz Rechnung getragen. 
(2) Sind die Kosten des Verfahrens nach § 4a gestundet, steht dem 
Insolvenzverwalter für seine Vergütung und seine Auslagen ein 
Anspruch gegen die Staatskasse zu, soweit die Insolvenzmasse dafür 
nicht ausreicht. 
 

 
§ 63 Vergütung des Insolvenzverwalters 

(1) Der Insolvenzverwalter hat Anspruch auf Vergütung für seine 
Geschäftsführung und auf Erstattung angemessener Auslagen. Der 
Regelsatz der Vergütung wird nach dem Wert der Insolvenzmasse zur 
Zeit der Beendigung des Insolvenzverfahrens berechnet. Dem Umfang 
und der Schwierigkeit der Geschäftsführung des Verwalters wird durch 
Abweichungen vom Regelsatz Rechnung getragen. 
(2) Sind die Kosten des Verfahrens nach § 4a gestundet, steht dem 
Insolvenzverwalter für seine Vergütung und seine Auslagen ein 
Anspruch gegen die Staatskasse zu, soweit die Insolvenzmasse dafür 
nicht ausreicht. 
(3) Die Tätigkeit des vorläufigen Insolvenzverwalters wird gesondert 
vergütet. Er erhält in der Regel 25 Prozent der Vergütung des 
Insolvenzverwalters bezogen auf das Vermögen, auf das sich seine 
Tätigkeit während des Eröffnungsverfahrens erstreckt. Maßgebend für 
die Wertermittlung ist der Zeitpunkt der Beendigung der vorläufigen 
Verwaltung oder der Zeitpunkt, ab dem der Gegenstand nicht mehr der 
vorläufigen Verwaltung unterliegt.  Beträgt die Differenz des 
tatsächlichen Werts der Berechnungsgrundlage der  
Vergütung zu dem der Vergütung zugrunde gelegten Wert mehr als 20 
Prozent, so kann das Gericht den Beschluss über die Vergütung des 
vorläufigen Insolvenzverwalters bis zur Rechtskraft der Entscheidung 
über die Vergütung des Insolvenzverwalters ändern.  
 



  

 
§ 65 Verordnungsermächtigung 
Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, die Vergütung und 
die Erstattung der Auslagen des Insolvenzverwalters durch 
Rechtsverordnung näher zu regeln. 
 

 
 § 65 Verordnungsermächtigung  
Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, die Vergütung und 
die Erstattung der Auslagen des vorläufigen Insolvenzverwalters und 
des Insolvenzverwalters sowie das hierfür maßgebliche Verfahren 
durch Rechtsverordnung zu regeln.  
 

  

 
§ 88 Vollstreckung vor Verfahrenseröffnung 
Hat ein Insolvenzgläubiger im letzten Monat vor dem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag durch 
Zwangsvollstreckung eine Sicherung an dem zur Insolvenzmasse 
gehörenden Vermögen des Schuldners erlangt, so wird diese 
Sicherung mit der Eröffnung des Verfahrens unwirksam. 
 

 
§ 88 Vollstreckung vor Verfahrenseröffnung 
(1) Hat ein Insolvenzgläubiger im letzten Monat vor dem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag durch 
Zwangsvollstreckung eine Sicherung an dem zur Insolvenzmasse 
gehörenden Vermögen des Schuldners erlangt, so wird diese 
Sicherung mit der Eröffnung des Verfahrens unwirksam. 
(2) Die in Absatz 1 genannte Frist beträgt drei Monate, wenn ein 
Verbraucherinsolvenzverfahren nach § 304 eröffnet wird, nachdem eine 
außergerichtliche Einigung mit den Gläubigern über die 
Schuldenbereinigung auf der Grundlage eines Plans erfolglos blieb.  
 

  

 
§ 114 Bezüge aus einem Dienstverhältnis 

(1) Hat der Schuldner vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens eine 
Forderung für die spätere Zeit auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis 
oder an deren Stelle tretende laufende Bezüge abgetreten oder 
verpfändet, so ist diese Verfügung nur wirksam, soweit sie sich auf die 
Bezüge für die Zeit vor Ablauf von zwei Jahren nach dem Ende des zur 
Zeit der Eröffnung des Verfahrens laufenden Kalendermonats bezieht. 
(2) Gegen die Forderung auf die Bezüge für den in Absatz 1 
bezeichneten Zeitraum kann der Verpflichtete eine Forderung 
aufrechnen, die ihm gegen den Schuldner zusteht. Die §§ 95 und 96 
Nr. 2 bis 4 bleiben unberührt. 
(3) Ist vor der Eröffnung des Verfahrens im Wege der 

 
§ 114 Bezüge aus einem Dienstverhältnis 

(1) Hat der Schuldner vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens eine 
Forderung für die spätere Zeit auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis 
oder an deren Stelle tretende laufende Bezüge abgetreten oder 
verpfändet, so ist diese Verfügung nur wirksam, soweit sie sich auf die 
Bezüge für die Zeit vor Ablauf von zwei Jahren nach dem Ende des zur 
Zeit der Eröffnung des Verfahrens laufenden Kalendermonats bezieht. 
(2) Gegen die Forderung auf die Bezüge für den in Absatz 1 
bezeichneten Zeitraum kann der Verpflichtete eine Forderung 
aufrechnen, die ihm gegen den Schuldner zusteht. Die §§ 95 und 96 
Nr. 2 bis 4 bleiben unberührt. 
(3) Ist vor der Eröffnung des Verfahrens im Wege der 



Zwangsvollstreckung über die Bezüge für die spätere Zeit verfügt 
worden, so ist diese Verfügung nur wirksam, soweit sie sich auf die 
Bezüge für den zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens laufenden 
Kalendermonat bezieht.  
Ist die Eröffnung nach dem fünfzehnten Tag des Monats erfolgt, so ist 
die Verfügung auch für den folgenden Kalendermonat wirksam. § 88 
bleibt unberührt; § 89 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

Zwangsvollstreckung über die Bezüge für die spätere Zeit verfügt 
worden, so ist diese Verfügung nur wirksam, soweit sie sich auf die 
Bezüge für den zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens laufenden 
Kalendermonat bezieht.  
Ist die Eröffnung nach dem fünfzehnten Tag des Monats erfolgt, so ist 
die Verfügung auch für den folgenden Kalendermonat wirksam. § 88 
bleibt unberührt; § 89 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

  

 
§ 174 Anmeldung der Forderungen 

(1) Die Insolvenzgläubiger haben ihre Forderungen schriftlich beim 
Insolvenzverwalter anzumelden. Der Anmeldung sollen die Urkunden, 
aus denen sich die Forderung ergibt, in Abdruck beigefügt werden. Zur 
Vertretung des Gläubigers im Verfahren nach diesem Abschnitt sind 
auch Personen befugt, die Inkassodienstleistungen erbringen 
(registrierte Personen nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des 
Rechtsdienstleistungsgesetzes). 
(2) Bei der Anmeldung sind der Grund und der Betrag der Forderung 
anzugeben sowie die Tatsachen, aus denen sich nach Einschätzung 
des Gläubigers ergibt, dass ihr eine vorsätzlich begangene unerlaubte 
Handlung  
 
des Schuldners zugrunde liegt. 
(3) Die Forderungen nachrangiger Gläubiger sind nur anzumelden, 
soweit das Insolvenzgericht besonders zur Anmeldung dieser 
Forderungen auffordert. Bei der Anmeldung solcher Forderungen ist auf 
den Nachrang hinzuweisen und die dem Gläubiger zustehende 
Rangstelle zu bezeichnen. 
(4) Die Anmeldung kann durch Übermittlung eines elektronischen 
Dokuments erfolgen, wenn der Insolvenzverwalter der Übermittlung 
elektronischer Dokumente ausdrücklich zugestimmt hat. In diesem Fall 
sollen die Urkunden, aus denen sich die Forderung ergibt, unverzüglich 
nachgereicht werden. 
 

 
§ 174 Anmeldung der Forderungen 

(1) Die Insolvenzgläubiger haben ihre Forderungen schriftlich beim 
Insolvenzverwalter anzumelden. Der Anmeldung sollen die Urkunden, 
aus denen sich die Forderung ergibt, in Abdruck beigefügt werden. Zur 
Vertretung des Gläubigers im Verfahren nach diesem Abschnitt sind 
auch Personen befugt, die Inkassodienstleistungen erbringen 
(registrierte Personen nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des 
Rechtsdienstleistungsgesetzes). 
(2) Bei der Anmeldung sind der Grund und der Betrag der Forderung 
anzugeben sowie die Tatsachen, aus denen sich nach Einschätzung 
des Gläubigers ergibt, dass ihr eine vorsätzlich begangene unerlaubte 
Handlung, eine vorsätzliche pflichtwidrige Verletzung einer gesetzlichen 
Unterhaltspflicht oder einer Steuerstraftat des Schuldners nach §§ 370, 
373 oder § 384 der Abgabenordnung zugrunde liegt. 
(3) Die Forderungen nachrangiger Gläubiger sind nur anzumelden, 
soweit das Insolvenzgericht besonders zur Anmeldung dieser 
Forderungen auffordert. Bei der Anmeldung solcher Forderungen ist auf 
den Nachrang hinzuweisen und die dem Gläubiger zustehende 
Rangstelle zu bezeichnen. 
(4) Die Anmeldung kann durch Übermittlung eines elektronischen 
Dokuments erfolgen, wenn der Insolvenzverwalter der Übermittlung 
elektronischer Dokumente ausdrücklich zugestimmt hat. In diesem Fall 
sollen die Urkunden, aus denen sich die Forderung ergibt, unverzüglich 
nachgereicht werden. 
 



  

 
§ 175 Tabelle 
(1) Der Insolvenzverwalter hat jede angemeldete Forderung mit den in 
§ 174 Abs. 2 und 3 genannten Angaben in eine Tabelle einzutragen. 
Die Tabelle ist mit den Anmeldungen sowie den beigefügten Urkunden 
innerhalb des ersten Drittels des Zeitraums, der zwischen dem Ablauf 
der Anmeldefrist und dem Prüfungstermin liegt, in der Geschäftsstelle 
des Insolvenzgerichts zur Einsicht der Beteiligten niederzulegen. 
(2) Hat ein Gläubiger eine Forderung aus einer vorsätzlich begangenen 
unerlaubten Handlung  
 
angemeldet, so hat das Insolvenzgericht den Schuldner auf die 
Rechtsfolgen des § 302 und auf die Möglichkeit des Widerspruchs 
hinzuweisen. 
 

 
§ 175 Tabelle 
(1) Der Insolvenzverwalter hat jede angemeldete Forderung mit den in 
§ 174 Abs. 2 und 3 genannten Angaben in eine Tabelle einzutragen. 
Die Tabelle ist mit den Anmeldungen sowie den beigefügten Urkunden 
innerhalb des ersten Drittels des Zeitraums, der zwischen dem Ablauf 
der Anmeldefrist und dem Prüfungstermin liegt, in der Geschäftsstelle 
des Insolvenzgerichts zur Einsicht der Beteiligten niederzulegen. 
(2) Hat ein Gläubiger eine Forderung aus einer vorsätzlich begangenen 
unerlaubten Handlung, aus einer vorsätzlich pflichtwidrig verletzten 
gesetzlichen Unterhaltspflicht, oder aus einer Steuerstraftat nach  
§§ 370, 373 oder § 374 der Abgabenordnung  angemeldet, so hat das 
Insolvenzgericht den Schuldner auf die Rechtsfolgen des § 302 und auf 
die Möglichkeit des Widerspruchs hinzuweisen. 
 

  

 
§ 270 Voraussetzungen 

(1) Der Schuldner ist berechtigt, unter der Aufsicht eines Sachwalters 
die Insolvenzmasse zu verwalten und über sie zu verfügen, wenn das 
Insolvenzgericht in dem Beschluss über die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens die Eigenverwaltung anordnet. Für das Verfahren 
gelten die allgemeinen Vorschriften, soweit in diesem Teil nichts 
anderes bestimmt ist. 
 
(2) Die Anordnung setzt voraus,  
1. dass sie vom Schuldner beantragt worden ist, 
2. wenn der Eröffnungsantrag von einem Gläubiger gestellt worden ist,  
    dass der Gläubiger dem Antrag des Schuldners zugestimmt hat und 
3. dass nach den Umständen zu erwarten ist, dass die Anordnung nicht  
    zu einer Verzögerung des Verfahrens oder zu sonstigen Nachteilen  
    für die Gläubiger führen wird. 
(3) Im Falle des Absatzes 1 wird anstelle des Insolvenzverwalters ein 
Sachwalter bestellt. Die Forderungen der Insolvenzgläubiger sind beim  

 
§ 270 Voraussetzungen 

(1) Der Schuldner ist berechtigt, unter der Aufsicht eines Sachwalters 
die Insolvenzmasse zu verwalten und über sie zu verfügen, wenn das 
Insolvenzgericht in dem Beschluss über die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens die Eigenverwaltung anordnet. Für das Verfahren 
gelten die allgemeinen Vorschriften, soweit in diesem Teil nichts 
anderes bestimmt ist. Die Vorschriften dieses Teils sind auf 
Verbraucherinsolvenzverfahren nach § 304 nicht anzuwenden.  
(2) Die Anordnung setzt voraus,  
1. dass sie vom Schuldner beantragt worden ist, 
2. wenn der Eröffnungsantrag von einem Gläubiger gestellt worden ist,  
    dass der Gläubiger dem Antrag des Schuldners zugestimmt hat und 
3. dass nach den Umständen zu erwarten ist, dass die Anordnung nicht  
    zu einer Verzögerung des Verfahrens oder zu sonstigen Nachteilen  
    für die Gläubiger führen wird. 
(3) Im Falle des Absatzes 1 wird anstelle des Insolvenzverwalters ein 
Sachwalter bestellt. Die Forderungen der Insolvenzgläubiger sind beim  



 
Sachwalter anzumelden. Die §§ 32 und 33 sind nicht anzuwenden. 
 

 
Sachwalter anzumelden. Die §§ 32 und 33 sind nicht anzuwenden. 
 

  

 
§ 287 Antrag des Schuldners 

(1) Die Restschuldbefreiung setzt einen Antrag des Schuldners voraus, 
der mit seinem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
verbunden werden soll. Wird er nicht mit diesem verbunden, so ist er 
innerhalb von zwei Wochen nach dem Hinweis gemäß § 20 Abs. 2 zu 
stellen. 
 
(2) Dem Antrag ist die Erklärung beizufügen, dass der Schuldner seine 
pfändbaren Forderungen auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis oder 
an deren Stelle tretende laufende Bezüge für die Zeit von sechs Jahren 
nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens an einen vom Gericht zu 
bestimmenden Treuhänder abtritt. Hatte der Schuldner diese 
Forderungen bereits vorher an einen Dritten abgetreten oder 
verpfändet, so ist in der Erklärung darauf hinzuweisen. 
(3) Vereinbarungen, die eine Abtretung der Forderungen des 
Schuldners auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis oder an deren 
Stelle tretende laufende Bezüge ausschließen, von einer Bedingung 
abhängig machen oder sonst einschränken, sind insoweit unwirksam, 
als sie die Abtretungserklärung nach Absatz 2 Satz 1 vereiteln oder 
beeinträchtigen würden. 
 

 
§ 287 Antrag des Schuldners 

(1) Die Restschuldbefreiung setzt einen Antrag des Schuldners voraus, 
der mit seinem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
verbunden werden soll. Wird er nicht mit diesem verbunden, so ist er 
innerhalb von zwei Wochen nach dem Hinweis gemäß § 20 Abs. 2 zu 
stellen. Der Schuldner hat dem Antrag die Erklärung beizufügen, ob ein 
Fall des § 287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder 2 vorliegt.  
(2) Dem Antrag ist die Erklärung beizufügen, dass der Schuldner seine 
pfändbaren Forderungen auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis oder 
an deren Stelle tretende laufende Bezüge für die Zeit von sechs Jahren 
nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens (Abtretungsfrist) an einen 
vom Gericht zu bestimmenden Treuhänder abtritt. Hatte der Schuldner 
diese Forderungen bereits vorher an einen Dritten abgetreten oder 
verpfändet, so ist in der Erklärung darauf hinzuweisen. 
(3) Vereinbarungen, die eine Abtretung der Forderungen des 
Schuldners auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis oder an deren 
Stelle tretende laufende Bezüge ausschließen, von einer Bedingung 
abhängig machen oder sonst einschränken, sind insoweit unwirksam, 
als sie die Abtretungserklärung nach Absatz 2 Satz 1 vereiteln oder 
beeinträchtigen würden. 
(4) Die Insolvenzgläubiger, die Forderungen angemeldet haben, sind 
bis zum Schlusstermin zu dem Antrag des Schuldners zu hören. 
 

  

  
§ 287a Entscheidung des Insolvenzgerichts   
(1) Ist der Antrag auf Restschuldbefreiung zulässig,  so stellt das 
Insolvenzgericht durch Beschluss fest, dass der Schuldner 
Restschuldbefreiung erlangt, wenn er den Obliegenheiten nach § 295 
nachkommt und die Voraussetzungen für eine Versagung nach den §§  



 
290, 297 bis 298 nicht vorliegen. Der Beschluss ist öffentlich bekannt  
zu machen. Gegen den Beschluss steht dem Schuldner die sofortige 
Beschwerde zu. 
(2) Der Antrag auf Restschuldbefreiung ist unzulässig, wenn 
1. dem Schuldner in den letzten zehn Jahren vor dem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antragh die 
Restschuldbefreiung erteilt oder wenn ihm die Restschuldbefreiung in 
den letzten fünf Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag nach § 297 versagt 
worden ist oder 
2. dem Schuldner in den letzten drei Jahren vor dem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag 
Restschuldbefreiung nach § 290 Absatz 1 Nummer 5, 6 oder 7 oder 
nach § 296 versagt worden ist; dies gilt auch im Fall des § 297a, wenn 
die nachträgliche Versagung auf Gründe nach § 290 Absatz 1 Nummer 
5, 6 oder 7 gestützt worden ist. 
In diesen Fällen hat das Gericht dem Schuldner Gelegenheit zu geben, 
den Eröffnungsantrag vor der Entscheidung über die Eröffnung 
zurückzunehmen.  
 

  

 
§ 288 Vorschlagsrecht 
Der Schuldner und die Gläubiger können dem Insolvenzgericht als 
Treuhänder eine für den jeweiligen Einzelfall geeignete natürliche 
Person vorschlagen. 
 

 
§ 288 Bestimmung des Treuhänders 
Der Schuldner und die Gläubiger können dem Insolvenzgericht als 
Treuhänder eine für den jeweiligen Einzelfall geeignete natürliche 
Person vorschlagen.  Wenn noch keine Entscheidung über die 
Restschuldbefreiung ergangen ist, bestimmt das Gericht zusammen mit 
der Entscheidung, mit der es die Aufhebung oder die Einstellung des 
Insolvenzverfahrens wegen Masseunzulänglichkeit beschließt, den 
Treuhänder, auf den die pfändbaren Bezüge des Schuldners nach 
Maßgabe der Abtretungserklärung (§ 287 Absatz 2) übergehen.  
  
 
 



 

 
§ 289 Entscheidung des Insolvenzgerichts 
(1) Die Insolvenzgläubiger und der Insolvenzverwalter sind im 
Schlusstermin zu dem Antrag des Schuldners zu hören. Das 
Insolvenzgericht entscheidet über den Antrag des Schuldners durch 
Beschluss. 
(2) Gegen den Beschluss steht dem Schuldner und jedem 
Insolvenzgläubiger, der im Schlusstermin die Versagung der 
Restschuldbefreiung beantragt hat, die sofortige Beschwerde zu. Das 
Insolvenzverfahren wird erst nach Rechtskraft des Beschlusses 
aufgehoben. Der rechtskräftige Beschluss ist zusammen mit dem 
Beschluss über die Aufhebung des Insolvenzverfahrens öffentlich 
bekanntzumachen. 
(3) Im Falle der Einstellung des Insolvenzverfahrens kann 
Restschuldbefreiung nur erteilt werden, wenn nach Anzeige der 
Masseunzulänglichkeit die Insolvenzmasse nach § 209 verteilt worden 
ist und die Einstellung nach § 211 erfolgt. Absatz 2 gilt mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle der Aufhebung des Verfahrens die 
Einstellung tritt. 
 

 
§ 289 Entscheidung des Insolvenzgerichts 
(1) Die Insolvenzgläubiger und der Insolvenzverwalter sind im 
Schlusstermin zu dem Antrag des Schuldners zu hören. Das 
Insolvenzgericht entscheidet über den Antrag des Schuldners durch 
Beschluss. 
(2) Gegen den Beschluss steht dem Schuldner und jedem 
Insolvenzgläubiger, der im Schlusstermin die Versagung der 
Restschuldbefreiung beantragt hat, die sofortige Beschwerde zu. Das 
Insolvenzverfahren wird erst nach Rechtskraft des Beschlusses 
aufgehoben. Der rechtskräftige Beschluss ist zusammen mit dem 
Beschluss über die Aufhebung des Insolvenzverfahrens öffentlich 
bekanntzumachen. 
(3) Im Falle der Einstellung des Insolvenzverfahrens kann 
Restschuldbefreiung nur erteilt werden, wenn nach Anzeige der 
Masseunzulänglichkeit die Insolvenzmasse nach § 209 verteilt worden 
ist und die Einstellung nach § 211 erfolgt. Absatz 2 gilt mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle der Aufhebung des Verfahrens die 
Einstellung tritt. 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
§ 290 Versagung der Restschuldbefreiung 
(1) In dem Beschluss ist die Restschuldbefreiung zu versagen, wenn 
dies im Schlusstermin von einem Insolvenzgläubiger beantragt worden 
ist und wenn  
1. der Schuldner wegen einer Straftat nach den §§ 283 bis 283c des  
    Strafgesetzbuchs rechtskräftig verurteilt worden ist, 
 
 
 
 
2. der Schuldner in den letzten drei Jahren vor dem Antrag auf   
    Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag  
    vorsätzlich oder grob fahrlässig schriftlich unrichtige oder  
    unvollständige Angaben über seine wirtschaftlichen Verhältnisse  
    gemacht hat, um einen Kredit zu erhalten, Leistungen aus  
    öffentlichen Mitteln zu beziehen oder Leistungen an öffentliche  
    Kassen zu vermeiden, 
3. in den letzten zehn Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des  
    Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag dem Schuldner  
    Restschuldbefreiung erteilt oder nach § 296 oder § 297 versagt  
    worden ist, 
 
 
4. der Schuldner im letzten Jahr vor dem Antrag auf Eröffnung des  
    Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag vorsätzlich oder grob  
    fahrlässig die Befriedigung der Insolvenzgläubiger dadurch  
    beeinträchtigt hat, dass er unangemessene Verbindlichkeiten  
    begründet oder Vermögen verschwendet oder ohne Aussicht auf  
    eine Besserung seiner wirtschaftlichen Lage die Eröffnung des  
    Insolvenzverfahrens verzögert hat, 
5. der Schuldner während des Insolvenzverfahrens Auskunfts- oder  
    Mitwirkungspflichten nach diesem Gesetz vorsätzlich oder grob  
    fahrlässig verletzt hat oder  

 
§ 290 Versagung der Restschuldbefreiung 
(1) Die Restschuldbefreiung ist durch Beschluss zu versagen, wenn 
dies von einem Insolvenzgläubiger, der seine Forderung angemeldet 
hat, beantragt worden ist und wenn  
1. der Schuldner in den letzten fünf Jahren vor dem Antrag auf   
    Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag wegen  
    einer Straftat nach den §§ 283 bis 283c des Strafgesetzbuchs  
    rechtskräftig zu einer Geldstrafe von mindestens neunzig  
    Tagessätzen oder einer Freiheitsstrafe von mindestens drei Monaten  
    rechtskräftig verurteilt worden ist, 
2. der Schuldner in den letzten drei Jahren vor dem Antrag auf   
    Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag  
    vorsätzlich oder grob fahrlässig schriftlich unrichtige oder  
    unvollständige Angaben über seine wirtschaftlichen Verhältnisse  
    gemacht hat, um einen Kredit zu erhalten, Leistungen aus  
    öffentlichen Mitteln zu beziehen oder Leistungen an öffentliche  
    Kassen zu vermeiden, 
3. dem Schuldner in den letzten zehn Jahren vor dem Antrag auf  
    Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag     
    Restschuldbefreiung erteilt oder wenn ihm die Restschuldbefreiung    
    in den letzten fünf Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des  
    Insolvenzverfahrens  oder nach diesem Antrag nach § 296 oder  
    § 297 versagt worden ist,  
4. der Schuldner in den letzten drei Jahren vor dem Antrag auf   
    Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag  
    vorsätzlich oder grob fahrlässig die Befriedigung der Insolvenz    
    gläubiger dadurch beeinträchtigt hat, dass er unangemessene  
    Verbindlichkeiten begründet oder Vermögen verschwendet oder  
    ohne Aussicht auf eine Besserung seiner wirtschaftlichen Lage die  
    Eröffnung des Insolvenzverfahrens verzögert hat, 
5. der Schuldner während des Insolvenzverfahrens Auskunfts- oder  
    Mitwirkungspflichten nach diesem Gesetz vorsätzlich oder grob  
    fahrlässig verletzt hat, oder  



 
6. der Schuldner in den nach § 305 Abs. 1 Nr. 3 vorzulegenden  
     
    Verzeichnissen seines Vermögens und seines Einkommens, seiner  
    Gläubiger und der gegen ihn gerichteten Forderungen vorsätzlich  
    oder grob fahrlässig unrichtige oder unvollständige Angaben  
    gemacht hat. 
 
 
 
 
(2) Der Antrag des Gläubigers ist nur zulässig, wenn ein 
Versagungsgrund glaubhaft gemacht wird. 
 

 
6. der Schuldner in der nach § 287 Absatz 1 Satz 3 vorzulegenden 
Erklärung und den nach § 305 Absatz 1 Nummer 3 vorzulegenden  
    Verzeichnissen seines Vermögens und seines Einkommens, seiner  
    Gläubiger und der gegen ihn gerichteten Forderungen vorsätzlich  
    oder grob fahrlässig unrichtige oder unvollständige Angaben  
    gemacht hat ,  
7. der Schuldner seine Erwerbsobliegenheit nach § 295 Absatz 1  
    verletzt und dadurch die Befriedigung der Insolvenzgläubiger  
    beeinträchtigt; dies gilt nicht,  wenn den Schuldner kein Verschulden;  
    trifft; § 296 Absatz 2 gilt entsprechend. 
(2) Der Antrag des Gläubigers kann bis zum Schlusstermin oder bis zur 
Entscheidung nach § 211 Absatz 1 schriftlich gestellt werden; er ist nur 
zulässig,  wenn ein Versagungsgrund glaubhaft gemacht wird. Dioe 
Entscheidung über den Versagungsantrag erfolgt nach dem gemäß 
Satz 1 maßgeblichem Zeitpunkt.  
(3) Gegen den Beschluss steht dem Schuldner und jedem     
Insolvenzgläubiger, der die Versagung der Restschuldbefreiung     
beantragt hat, die sofortige Beschwerde zu. Der Beschluss ist     
öffentlich bekannt zu machen. 
 

  

 
§ 291 Ankündigung der Restschuldbefreiung 
(1) Sind die Voraussetzungen des § 290 nicht gegeben, so stellt das 
Gericht in dem Beschluss fest, dass der Schuldner Restschuldbefreiung 
erlangt, wenn er den Obliegenheiten nach § 295 nachkommt und die 
Voraussetzungen für eine Versagung nach § 297 oder § 298 nicht 
vorliegen. 
(2) Im gleichen Beschluss bestimmt das Gericht den Treuhänder, auf 
den die pfändbaren Bezüge des Schuldners nach Maßgabe der 
Abtretungserklärung (§ 287 Abs. 2) übergehen. 
 

  
§ 291 Ankündigung der Restschuldbefreiung 
(1) Sind die Voraussetzungen des § 290 nicht gegeben, so stellt das 
Gericht in dem Beschluss fest, dass der Schuldner Restschuldbefreiung 
erlangt, wenn er den Obliegenheiten nach § 295 nachkommt und die 
Voraussetzungen für eine Versagung nach § 297 oder § 298 nicht 
vorliegen. 
(2) Im gleichen Beschluss bestimmt das Gericht den Treuhänder, auf 
den die pfändbaren Bezüge des Schuldners nach Maßgabe der 
Abtretungserklärung (§ 287 Abs. 2) übergehen. 
 

  
 



  

 
§ 292 Rechtsstellung des Treuhänders 
(1) Der Treuhänder hat den zur Zahlung der Bezüge Verpflichteten über 
die Abtretung zu unterrichten. Er hat die Beträge, die er durch die 
Abtretung erlangt, und sonstige Leistungen des Schuldners oder Dritter 
von seinem Vermögen getrennt zu halten und einmal jährlich auf Grund 
des Schlussverzeichnisses an die Insolvenzgläubiger zu verteilen, 
sofern die nach § 4a gestundeten Verfahrenskosten abzüglich der 
Kosten für die Beiordnung eines Rechtsanwalts berichtigt sind. § 36 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 4 gilt entsprechend. Von den Beträgen, die er durch 
die Abtretung erlangt, und den sonstigen Leistungen hat er an den 
Schuldner nach Ablauf von vier Jahren seit der Aufhebung des 
Insolvenzverfahrens zehn vom Hundert und nach Ablauf von fünf 
Jahren seit der Aufhebung fünfzehn vom Hundert abzuführen. Sind die 
nach § 4a gestundeten Verfahrenskosten noch nicht berichtigt, werden 
Gelder an den Schuldner nur abgeführt, sofern sein Einkommen nicht 
den sich nach § 115 Abs. 1 der Zivilprozessordnung errechnenden 
Betrag übersteigt. 
(2) Die Gläubigerversammlung kann dem Treuhänder zusätzlich die 
Aufgabe übertragen, die Erfüllung der Obliegenheiten des Schuldners 
zu überwachen. In diesem Fall hat der Treuhänder die Gläubiger 
unverzüglich zu benachrichtigen, wenn er einen Verstoß gegen diese 
Obliegenheiten feststellt. Der Treuhänder ist nur zur Überwachung 
verpflichtet, soweit die ihm dafür zustehende zusätzliche Vergütung 
gedeckt ist oder vorgeschossen wird. 
(3) Der Treuhänder hat bei der Beendigung seines Amtes dem 
Insolvenzgericht Rechnung zu legen. Die §§ 58 und 59 gelten 
entsprechend, § 59 jedoch mit der Maßgabe, dass die Entlassung von 
jedem Insolvenzgläubiger beantragt werden kann und dass die 
sofortige Beschwerde jedem Insolvenzgläubiger zusteht. 
 

 
§ 292 Rechtsstellung des Treuhänders 
(1) Der Treuhänder hat den zur Zahlung der Bezüge Verpflichteten über 
die Abtretung zu unterrichten. Er hat die Beträge, die er durch die 
Abtretung erlangt, und sonstige Leistungen des Schuldners oder Dritter 
von seinem Vermögen getrennt zu halten und einmal jährlich auf Grund 
des Schlussverzeichnisses an die Insolvenzgläubiger zu verteilen, 
sofern die nach § 4a gestundeten Verfahrenskosten abzüglich der 
Kosten für die Beiordnung eines Rechtsanwalts berichtigt sind. § 36 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 4 gilt entsprechend. Der Treuhänder kann die 
Verteilung längstens bis zum Ende der Laufzeit der 
Abtretungserklärung aussetzen, wenn dies angesichts der 
Geringfügigkeit der zu verteilenden Beträge angemessen erscheint; er 
hat dies dem Gericht einmal jährlich unter Angabe der Höhe der 
erlangten Beträge mitzuteilen.  
 
 
 
(2) Die Gläubigerversammlung kann dem Treuhänder zusätzlich die 
Aufgabe übertragen, die Erfüllung der Obliegenheiten des Schuldners 
zu überwachen. In diesem Fall hat der Treuhänder die Gläubiger 
unverzüglich zu benachrichtigen, wenn er einen Verstoß gegen diese 
Obliegenheiten feststellt. Der Treuhänder ist nur zur Überwachung 
verpflichtet, soweit die ihm dafür zustehende zusätzliche Vergütung 
gedeckt ist oder vorgeschossen wird. 
(3) Der Treuhänder hat bei der Beendigung seines Amtes dem 
Insolvenzgericht Rechnung zu legen. Die §§ 58 und 59 gelten 
entsprechend, § 59 jedoch mit der Maßgabe, dass die Entlassung von 
jedem Insolvenzgläubiger beantragt werden kann und dass die 
sofortige Beschwerde jedem Insolvenzgläubiger zusteht. 
 

  
 
 



 
§ 294 Gleichbehandlung der Gläubiger 

(1) Zwangsvollstreckungen für einzelne Insolvenzgläubiger in das 
Vermögen des Schuldners sind während der Laufzeit der 
Abtretungserklärung nicht zulässig. 
 
(2) Jedes Abkommen des Schuldners oder anderer Personen mit 
einzelnen Insolvenzgläubigern, durch das diesen ein Sondervorteil 
verschafft wird, ist nichtig. 
(3) Gegen die Forderung auf die Bezüge, die von der 
Abtretungserklärung erfass werden, kann der Verpflichtete eine 
Forderung gegen den Schuldner nur aufrechnen, soweit er bei einer 
Fortdauer des Insolvenzverfahrens nach § 114 Abs. 2 zur Aufrechnung 
berechtigt wäre. 
 

 
§ 294 Gleichbehandlung der Gläubiger 

(1) Zwangsvollstreckungen für einzelne Insolvenzgläubiger in das 
Vermögen des Schuldners sind in dem Zeitraum zwischen Beendigung 
des Insolvenzverfahrens und dem Ende der Abtretungsfrist nicht 
zulässig. 
(2) Jedes Abkommen des Schuldners oder anderer Personen mit 
einzelnen Insolvenzgläubigern, durch das diesen ein Sondervorteil 
verschafft wird, ist nichtig. 
(3) Eine Aufrechnung gegen die Forderung auf die Bezüge, die von der 
Abtretungserklärung erfasst werden, ist nicht zulässig.  
 

  

 
§ 295 Obliegenheiten des Schuldners 

(1) Dem Schuldner obliegt es, während der Laufzeit der 
Abtretungserklärung 
1. eine angemessene Erwerbstätigkeit auszuüben und, wenn er ohne 
Beschäftigung ist, sich um eine solche zu bemühen und keine 
zumutbare Tätigkeit abzulehnen; 
 
2. Vermögen, das er von Todes wegen oder mit Rücksicht auf ein 
künftiges Erbrecht erwirbt, zur Hälfte des Wertes an den Treuhänder 
herauszugeben; 
3. jeden Wechsel des Wohnsitzes oder der Beschäftigungsstelle 
unverzüglich dem Insolvenzgericht und dem Treuhänder anzuzeigen, 
keine von der Abtretungserklärung erfassten Bezüge und kein von 
Nummer 2 erfasstes Vermögen zu verheimlichen und dem Gericht und 
dem Treuhänder auf Verlangen Auskunft über seine Erwerbstätigkeit 
oder seine Bemühungen um eine solche sowie über seine Bezüge und 
sein Vermögen zu erteilen; 
 

 
§ 295 Obliegenheiten des Schuldners 

(1) Während der Abtretungsfrist obliegt es dem Schuldner, eine 
angemessene Erwerbstätigkeit auszuüben und, wenn er ohne 
Beschäftigung ist, sich um eine solche zu bemühen und keine 
zumutbare Tätigkeit abzulehnen.  
(2) In dem Zeitraum zwischen Beendigung des Insolvenzverfahrens 
und dem Ende der Abtretungszeit obliegt es dem Schuldner  
1. Vermögen, das er von Todes wegen oder mit Rücksicht auf ein 
künftiges Erbrecht erwirbt, zur Hälfte des Wertes an den Treuhänder 
herauszugeben;  
2. jeden Wechsel des Wohnsitzes oder der Beschäftigungsstelle 
unverzüglich dem Insolvenzgericht und dem Treuhänder anzuzeigen, 
keine von der Abtretungserklärung erfassten Bezüge und kein von 
Nummer 1 erfasstes Vermögen zu verheimlichen und dem Gericht und 
dem Treuhänder auf Verlangen Auskunft über seine Erwerbstätigkeit 
oder seine Bemühungen um eine solche sowie über seine Bezüge und 
sein Vermögen zu erteilen;  
 



 
4. Zahlungen zur Befriedigung der Insolvenzgläubiger nur an den 
Treuhänder zu leisten und keinem Insolvenzgläubiger einen 
Sondervorteil zu verschaffen. 
(2) Soweit der Schuldner eine selbständige Tätigkeit ausübt, obliegt es 
ihm, die Insolvenzgläubiger durch Zahlungen an den Treuhänder so zu 
stellen, wie wenn er ein angemessenes Dienstverhältnis eingegangen 
wäre. 
 

 
3. Zahlungen zur Befriedigung der Insolvenzgläubiger nur an den 
Treuhänder zu leisten und keinem Insolvenzgläubiger einen 
Sondervorteil zu verschaffen.  
(3) Soweit der Schuldner eine selbständige Tätigkeit ausübt, obliegt es 
ihm, die Insolvenzgläubiger durch Zahlungen an den Treuhänder so zu 
stellen, wie wenn er ein angemessenes Dienstverhältnis eingegangen 
wäre. 
 

  
 
§ 296 Verstoß gegen Obliegenheiten 

(1) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbefreiung auf 
Antrag eines Insolvenzgläubigers, wenn der Schuldner während 
der Laufzeit der Abtretungserklärung  
eine seiner Obliegenheiten verletzt und dadurch die Befriedigung 
der Insolvenzgläubiger beeinträchtigt; dies gilt nicht, wenn den 
Schuldner kein Verschulden trifft. Der Antrag kann nur binnen 
eines Jahres nach dem Zeitpunkt gestellt werden, in dem die 
Obliegenheitsverletzung dem Gläubiger bekanntgeworden ist. Er 
ist nur zulässig, wenn die Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 
glaubhaft gemacht werden. 
 
(2) Vor der Entscheidung über den Antrag sind der Treuhänder, 
der Schuldner und die Insolvenzgläubiger zu hören. Der 
Schuldner hat über die Erfüllung seiner Obliegenheiten Auskunft 
zu erteilen und, wenn es der Gläubiger beantragt, die Richtigkeit 
dieser Auskunft an Eides Statt zu versichern. Gibt er die Auskunft 
oder die eidesstattliche Versicherung ohne hinreichende 
Entschuldigung nicht innerhalb der ihm gesetzten Frist ab oder 
erscheint er trotz ordnungsgemäßer Ladung ohne hinreichende 
Entschuldigung nicht zu einem Termin, den das Gericht für die 
Erteilung der Auskunft oder die eidesstattliche Versicherung  

 
§ 296 Verstoß gegen Obliegenheiten 

(1) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbefreiung auf 
Antrag eines Insolvenzgläubigers, wenn der Schuldner in dem 
Zeitraum zwischen Beendigung des Insolvenzverfahrens und 
dem Ende der Abtretungsfrist eine seiner Obliegenheiten verletzt 
und dadurch die Befriedigung der Insolvenzgläubiger 
beeinträchtigt; dies gilt nicht, wenn den Schuldner kein 
Verschulden trifft. Der Antrag kann nur binnen eines Jahres nach 
dem Zeitpunkt gestellt werden, in dem die Obliegenheits-
verletzung dem Gläubiger bekanntgeworden ist. Er ist nur 
zulässig, wenn die Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 glaubhaft 
gemacht werden. 
(2) Vor der Entscheidung über den Antrag sind der Treuhänder, 
der Schuldner und die Insolvenzgläubiger zu hören. Der 
Schuldner hat über die Erfüllung seiner Obliegenheiten Auskunft 
zu erteilen und, wenn es der Gläubiger beantragt, die Richtigkeit 
dieser Auskunft an Eides Statt zu versichern. Gibt er die Auskunft 
oder die eidesstattliche Versicherung ohne hinreichende 
Entschuldigung nicht innerhalb der ihm gesetzten Frist ab oder 
erscheint er trotz ordnungsgemäßer Ladung ohne hinreichende 
Entschuldigung nicht zu einem Termin, den das Gericht für die 
Erteilung der Auskunft oder die eidesstattliche Versicherung  



 
anberaumt hat, so ist die Restschuldbefreiung zu versagen. 
(3) Gegen die Entscheidung steht dem Antragsteller und dem 
Schuldner die sofortige Beschwerde zu. Die Versagung der 
Restschuldbefreiung ist öffentlich bekanntzumachen. 
 

 
anberaumt hat, so ist die Restschuldbefreiung zu versagen. 
(3) Gegen die Entscheidung steht dem Antragsteller und dem 
Schuldner die sofortige Beschwerde zu. Die Versagung der 
Restschuldbefreiung ist öffentlich bekanntzumachen. 
 

  
 
§ 297 Insolvenzstraftaten 

(1) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbefreiung auf Antrag 
eines Insolvenzgläubigers, wenn der Schuldner in dem Zeitraum 
zwischen Schlusstermin und Aufhebung des Insolvenzverfahrens oder 
während der Laufzeit der Abtretungserklärung  
wegen einer Straftat nach den §§ 283 bis 283c des Strafgesetzbuchs 
rechtskräftig  
 
verurteilt wird. 
(2) § 296 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3 gilt entsprechend. 
 

 
§ 297 Nachträgliche Verurteilung   

(1) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbefreiung auf Antrag 
eines Insolvenzgläubigers, wenn der Schuldner in dem Zeitraum 
zwischen Schlusstermin und Aufhebung des Insolvenzverfahrens oder 
in dem Zeitraum zwischen Beendigung des Insolvenzverfahrens und 
dem Ende der Abtretungsfrist wegen einer  Straftat nach den §§ 283 bis 
283c des Strafgesetzbuchs rechtskräftig zu einer Geldstrafe von mehr 
als neunzig Tagessätzen oder einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten verurteilt wird.  
 (2) § 296 Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 3 gilt entsprechend.  
 

  

  
§ 297a Nachträglich bekannt gewordene Versagungsgründe  

(1) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbefreiung auf  Antrag 
eines Insolvenzgläubigers, wenn sich nach dem Schlusstermin oder im  
Falle des § 211 nach der Einstellung herausstellt, dass ein 
Versagungsgrund nach § 290 Absatz 1 vorgelegen hat. Der Antrag 
kann nur binnen sechs Monaten nach dem Zeitpunkt gestellt werden, 
zu dem der Versagungsgrund dem Gläubiger bekannt geworden ist. Er 
ist nur zulässig, wenn glaubhaft gemacht wird, dass die 
Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 vorliegen und dass der Gläubiger 
bis zu dem gemäß Satz 1 maßgeblichen Zeitpunkt keine Kenntnis von 
ihnen hatte.  
(2) § 296 Absatz 3 gilt entsprechend.  
 

  



 
§ 299 Vorzeitige Beendigung 

Wird die Restschuldbefreiung nach § 296, 297 oder 298 versagt, so 
enden die Laufzeit der Abtretungserklärung, das Amt des Treuhänders 
und die Beschränkung der Rechte der Gläubiger mit der Rechtskraft 
der Entscheidung. 
 

 
§ 299 Vorzeitige Beendigung 

Wird die Restschuldbefreiung nach § 296, 297, 297a oder 298 versagt, 
so enden die Abtretungsfrist, das Amt des Treuhänders und die 
Beschränkung der Rechte der Gläubiger mit der Rechtskraft der 
Entscheidung. 
 

  

 
§ 300 Entscheidung über die Restschuldbefreiung 
(1) Ist die Laufzeit der Abtretungserklärung ohne eine vorzeitige 
Beendigung verstrichen, so entscheidet das Insolvenzgericht nach 
Anhörung der Insolvenzgläubiger, des Treuhänders und des 
Schuldners durch Beschluss über die Erteilung der 
Restschuldbefreiung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 300 Entscheidung über die Restschuldbefreiung  
(1) Das Insolvenzgericht entscheidet nach Anhörung der 
Insolvenzgläubiger, des Insolvenzverwalters oder Treuhänders und des 
Schuldners durch Beschluss über die Erteilung der Restschuld-
befreiung, wenn die Abtretungsfrist  ohne vorzeitige Beendigung 
verstrichen ist. Hat der Schuldner die Kosten des Verfahrens berichtigt, 
entscheidet das Gericht auf seinen Antrag,  
1. wenn im Verfahren kein Insolvenzgläubiger eine Forderung     
    angemeldet hat oder wenn die Forderungen der Insolvenzgläubiger  
    befriedigt sind und der Schuldner die sonstige  
    Masseverbindlichkeiten berichtigt hat, 
2. wenn drei Jahre der Abtretungsfrist verstrichen sind und dem  
    Insolvenzverwalter oder Treuhänder innerhalb dieses Zeitraums ein  
    Betrag zugeflossen ist, der eine Befriedigung der Forderungen der  
    Insolvenzgläubiger in Höhe von mindestens 25 Prozent ermöglicht  
    oder  
3. wenn fünf Jahre der Laufzeit der Abtretungsfrist verstrichen sind. 
 
Satz 1 gilt entsprechend. Eine Forderung wird bei der Ermittlung des 
Prozentsatzes nach Satz 2 Nummer 2 berücksichtigt, wenn sie in das 
Schlussverzeichnis aufgenommen wurde. Fehlt ein Schlussverzeichnis 
wird eine Forderung berücksichtigt, die als festgestellt gilt oder deren 
Gläubiger entsprechend § 189 Absatz 1 Feststellungsklage erhoben 
oder das Verfahren in dem früher anhängigen Rechtsstreit 
aufgenommen hat. Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 2 
nummer 1 bis 3 ist vom Schuldner glaubhaft zu machen.  



(2) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbefreiung auf Antrag 
eines Insolvenzgläubigers, wenn die Voraussetzungen des § 296 Abs. 
1 oder 2 Satz 3 oder des § 297 vorliegen, oder auf Antrag des 
Treuhänders, wenn die Voraussetzungen des § 298 vorliegen. 
 
(3) Der Beschluss ist öffentlich bekanntzumachen. Gegen den 
Beschluss steht dem Schuldner und jedem Insolvenzgläubiger, der bei 
der Anhörung nach Absatz 1 die Versagung der Restschuldbefreiung 
beantragt hat, die sofortige Beschwerde zu. 
 

(2) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbefreiung auf Antrag 
eines Insolvenzgläubigers, wenn die Voraussetzungen des § 290 
Absatz 1, des § 296 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 3, des § 297 oder des 
§ 297a vorliegen, oder auf Antrag des Treuhänders, wenn die 
Voraussetzungen des § 298 vorliegen.  
(3) Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. Gegen den 
Beschluss steht dem Schuldner und jedem Insolvenzgläubiger, der bei 
der Anhörung nach Absatz 1 die Versagung der Restschuldbefreiung 
beantragt oder der das Nichtvorliegen der Voraussetzungen einer 
vorzeitigen Restschuldbefreiung nach Absatz 1 Satz 2 geltend gemacht 
hat, die sofortige Beschwerde zu.  
 

  

  
§ 300a Neuerwerb im laufenden Insolvenzverfahren 

(1) Wir dem Schuldner Restschuldbefreiung erteilt, gehört das 
Vermögen, das der Schuldner nach Ende der Abtretungsfrist oder nach 
Eintritt der Voraussetzungen des § 300 Absatz 1 Satz 2 erwirbt, nicht 
mehr zur Insolvenzmasse,. Satz 1 gilt nicht, für Vermögensbestandteile, 
die aufgrund einer Anfechtung des Insolvenzverwalters zur 
Insolvenzmasse zurückgewährt werden oder die aufgrund eines vom 
Insolvenzverwalter geführten Rechtsstreits oder aufgrund 
Verwertungshandlungen des Insolvenzverwalters zur Insolvenzmasse 
gehören.  
(2) Bis zur rechtskräftigen Erteilung der Restschuldbefreiung  hat der 
Verwalter den Neuerwerb, der dem Schuldner zusteht, treuhänderisch 
zu vereinnahmen und zu verwalten. Nach rechtskräftiger Erteilung der 
Restschuldbefreiung findet die Vorschrift des § 89 keine Anwendung. 
der Insolvenzverwalter hat bei Rechtskraft der Erteilung der 
Restschuldbefreiung dem Schuldner den Neuerwerb herauszugeben 
und über die Verwaltung des Neuerwerbs Rechnung zu legen.  
(3) Der Insolvenzverwalter hat für seine Tätigkeit nach Absatz 2, sofern 
Restschuldbefreiung rechtskräftig erteilt wird, gegenüber dem 
Schuldner Anspruch auf Vergütung und auf Erstattung angemessener 
Auslagen. § 293 gilt entsprechend.  



  

 
§ 302 Ausgenommene Forderungen 
Von der Erteilung der Restschuldbefreiung werden nicht berührt:  
1. Verbindlichkeiten des Schuldners aus einer vorsätzlich begangenen  
    unerlaubten Handlung, sofern der Gläubiger die entsprechende  
    Forderung unter Angabe dieses Rechtsgrundes nach § 174 Abs. 2  
    angemeldet hatte; 
 
 
 
 
2. Geldstrafen und die diesen in § 39 Abs. 1 Nr. 3 gleichgestellten  
    Verbindlichkeiten des Schuldners; 
3. Verbindlichkeiten aus zinslosen Darlehen, die dem Schuldner zur  
    Begleichung der Kosten des Insolvenzverfahrens gewährt wurden. 

 

 
§ 302 Ausgenommene Forderungen 
Von der Erteilung der Restschuldbefreiung werden nicht berührt:  
1. Verbindlichkeiten des Schuldners aus einer vorsätzlich begangenen  
    unerlaubten Handlung, aus rückständigem gesetzlichen Unterhalt,  
    den der Schuldner vorsätzlich pflichtwidrig nicht gewährt hat, oder   
    aus einem Steuerschuldverhältnis, sofern der Schuldner im  
    Zusammenhang  damit wegen einer Steuerstraftat nach§ § 370,    
    373 oder § 374 der Abgabenordnung rechtskräftig verurteilt worden  
    ist; der Gläubiger hat  die entsprechende Forderung unter Angabe  
    dieses Rechtsgrundes   nach § 174 Absatz 2 anzumelden;  
2. Geldstrafen und die diesen in § 39 Abs. 1 Nr. 3 gleichgestellten  
    Verbindlichkeiten des Schuldners; 
3. Verbindlichkeiten aus zinslosen Darlehen, die dem Schuldner zur  
    Begleichung der Kosten des Insolvenzverfahrens gewährt wurden. 
 

  

 
§ 303 Widerruf der Restschuldbefreiung 

(1) Auf Antrag eines Insolvenzgläubigers widerruft das Insolvenzgericht 
die Erteilung der Restschuldbefreiung, wenn sich nachträglich 
herausstellt, dass der Schuldner eine seiner Obliegenheiten vorsätzlich 
verletzt und dadurch die Befriedigung der Insolvenzgläubiger erheblich 
beeinträchtigt hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 303 Widerruf der Restschuldbefreiung 

(1) Auf Antrag eines Insolvenzgläubigers widerruft das Insolvenzgericht 
die Erteilung der Restschuldbefreiung, wenn   
1. sich nachträglich herausstellt, dass der Schuldner eine seiner  
    Obliegenheiten vorsätzlich verletzt und dadurch die Befriedigung der  
    Insolvenzgläubiger erheblich beeinträchtigt hat,  
2. sich nachträglich herausstellt, dass der Schuldner während der  
    Abtretungsfrist nach Maßgabe von § 297 Absatz 1 verurteilt worden  
    ist, oder wenn der Schuldner erst nach Erteilung der  
    Restschuldbefreiung wegen einer bis zum Ende der Abtretungsfrist  
    begangenen Straftat nach Maßgabe des § 297 Absatz 1 verurteilt  
    wird oder  
3. der Schuldner nach Erteilung der Restschuldbefreiung Auskunfts-  
    oder Mitwirkungspflichten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt  
    hat, die ihm nach diesem Gesetz während des Insolvenzverfahrens  
    obliegen.   



 
(2) Der Antrag des Gläubigers ist nur zulässig, wenn er innerhalb eines 
Jahres nach der Rechtskraft der Entscheidung über die 
Restschuldbefreiung gestellt wird und wenn glaubhaft gemacht wird, 
dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen und dass der 
Gläubiger bis zur Rechtskraft der Entscheidung keine Kenntnis von 
ihnen hatte. 
 
 
 
(3) Vor der Entscheidung sind der Schuldner und                                   
                                                      der Treuhänder zu hören. Gegen die 
Entscheidung steht dem Antragsteller und dem Schuldner die sofortige 
Beschwerde zu. Die Entscheidung, durch welche die 
Restschuldbefreiung widerrufen wird, ist öffentlich bekanntzumachen. 
 

 
(2) Der Antrag des Gläubigers ist nur zulässig, wenn er innerhalb eines 
Jahres nach der Rechtskraft der Entscheidung über die 
Restschuldbefreiung gestellt wird; ein Widerruf nach Absatz 1 Nummer 
3 kann bis zu sechs Monate nach rechtskräftiger Aufhebung des 
Insolvenzverfahrens beantragt werden. Der Gläubiger hat die 
Voraussetzungen des Widerrufsgrundes glaubhaft zu machen. In  
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 hat der Gläubiger zudem 
glaubhaft zu machen, dass er bis zur Rechtskraft der Entscheidung 
keine Kenntnis vom Widerrufsgrund hatte.  
3) Vor der Entscheidung sind der Schuldner und in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 1 und 3 auch der Treuhänder zu hören. Gegen die 
Entscheidung steht dem Antragsteller und dem Schuldner die sofortige 
Beschwerde zu. Die Entscheidung, durch welche die 
Restschuldbefreiung widerrufen wird, ist öffentlich bekanntzumachen. 
 

  
§ 303a Eintragung in das Schuldnerverzeichnis  

Das Insolvenzgericht ordnet die Eintragung in das 
Schuldnerverzeichnis nach § 882b der Zivilprozessordnung an. 
Eingetragen werden Schuldner, 
 
1. denen die Restschuldbefreiung nach den §§ 290, 296, 297 oder 
297a oder auf Antrag eines Insolvenzgläubigers nach § 300 Absatz 2 
versagt oder dessen Restschuldbefreiung widerrufen worden ist, 
2. deren Restschuldbefreiung widerrufen worden ist. 
 
Es übermittelt die Anordnung unverzüglich elektronisch dem zentralen 
Vollstreckungsgericht nach § 882h Absatz 1 der Zivilprozessordnung.  
§ 882c Absatz 2 und 3 der Zivilprozessordnung gilt entsprechend.  
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Schuldenbereinigungsplan 

  

 
§ 305 Eröffnungsantrag des Schuldners 
(1) Mit dem schriftlich einzureichenden Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens (§ 311) oder unverzüglich nach diesem Antrag hat 
der Schuldner vorzulegen:  
1. eine Bescheinigung, die von einer geeigneten Person oder Stelle  
   ausgestellt ist und aus der sich ergibt, dass eine außergerichtliche  
   Einigung mit den Gläubigern über die Schuldenbereinigung auf der  
   Grundlage eines Plans innerhalb der letzten sechs Monate vor dem  
   Eröffnungsantrag erfolglos versucht worden ist; der Plan ist  
   beizufügen und die wesentlichen Gründe für sein Scheitern sind  
   darzulegen; die Länder können bestimmen, welche Personen oder  
   Stellen als geeignet anzusehen sind; 
 
 
 
 
 

 
§ 305 Eröffnungsantrag des Schuldners 
(1) Mit dem schriftlich einzureichenden Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens (§ 311) oder unverzüglich nach diesem Antrag hat 
der Schuldner vorzulegen:  
1. eine Bescheinigung, die von einer geeigneten Person oder Stelle auf  
   der Grundlage persönlicher Beratung und eingehender Prüfung der  
   Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Schuldners  
   ausgestellt ist und aus der sich ergibt, dass innerhalb der letzten  
   sechs Monate vor dem Eröffnungsantrag eine außergerichtliche  
   Einigung mit den Gläubigern über die Schuldenbereinigung auf der  
   Grundlage  eines Plans erfolglos versucht worden ist oder eine  
   außergerichtliche Einigung offensichtlich aussichtslos war;  
   offensichtlich aussichtslos ist eine Einigung in der Regel, wenn die  
   Gläubiger im Rahmen einer Schuldenbereinigung voraussichtlich  
   nicht mehr als fünf Prozent ihrer Forderungen erhalten hätten oder  
   der Schuldner20 oder  mehr Gläubiger hat; die Länder können  
   bestimmen, welche Personen oder Stellen als geeignet anzusehen  



 
 
2. den Antrag auf Erteilung von Restschuldbefreiung (§ 287) oder die 
Erklärung, dass Restschuldbefreiung nicht beantragt werden soll; 
3. ein Verzeichnis des vorhandenen Vermögens und des Einkommens 
(Vermögensverzeichnis), eine Zusammenfassung des wesentlichen 
Inhalts dieses Verzeichnisses (Vermögensübersicht), ein Verzeichnis 
der Gläubiger und ein Verzeichnis der gegen ihn gerichteten 
Forderungen; den Verzeichnissen und der Vermögensübersicht ist die 
Erklärung beizufügen, dass die enthaltenen Angaben richtig und 
vollständig sind;  
4. einen Schuldenbereinigungsplan;  dieser kann alle Regelungen 
enthalten, die unter Berücksichtigung der Gläubigerinteressen sowie 
der Vermögens-, Einkommens- und Familienverhältnisse des 
Schuldners geeignet sind, zu einer angemessenen 
Schuldenbereinigung zu führen; in den Plan ist aufzunehmen, ob und 
inwieweit Bürgschaften, Pfandrechte und andere Sicherheiten der 
Gläubiger vom Plan berührt werden sollen. 
(2) In dem Verzeichnis der Forderungen nach Absatz 1 Nr. 3 kann auch 
auf beigefügte Forderungsaufstellungen der Gläubiger Bezug 
genommen werden. Auf Aufforderung des Schuldners sind die 
Gläubiger verpflichtet, auf ihre Kosten dem Schuldner zur Vorbereitung 
des Forderungsverzeichnisses eine schriftliche Aufstellung ihrer gegen 
diesen gerichteten Forderungen zu erteilen; insbesondere haben sie 
ihm die Höhe ihrer Forderungen und deren Aufgliederung in 
Hauptforderung, Zinsen und Kosten anzugeben. Die Aufforderung des 
Schuldners muss einen Hinweis auf einen bereits bei Gericht 
eingereichten oder in naher Zukunft beabsichtigten Antrag auf 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens enthalten. 
(3) Hat der Schuldner die in Absatz 1 genannten Erklärungen und 
Unterlagen nicht vollständig abgegeben, so fordert ihn das 
Insolvenzgericht auf, das Fehlende unverzüglich zu ergänzen. Kommt 
der Schuldner dieser Aufforderung nicht binnen eines Monats nach, so 
gilt sein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens als 
zurückgenommen. Im Falle des § 306 Abs. 3 Satz 3 beträgt die Frist  

  
  sind;  
2. den Antrag auf Erteilung von Restschuldbefreiung (§ 287) oder die 
Erklärung, dass Restschuldbefreiung nicht beantragt werden soll; 
3. ein Verzeichnis des vorhandenen Vermögens und des Einkommens 
(Vermögensverzeichnis), eine Zusammenfassung des wesentlichen 
Inhalts dieses Verzeichnisses (Vermögensübersicht), ein Verzeichnis 
der Gläubiger und ein Verzeichnis der gegen ihn gerichteten 
Forderungen; den Verzeichnissen und der Vermögensübersicht ist die 
Erklärung beizufügen, dass die enthaltenen Angaben richtig und 
vollständig sind. 
4. einen Schuldenbereinigungsplan;  dieser kann alle Regelungen 
enthalten, die unter Berücksichtigung der Gläubigerinteressen sowie 
der Vermögens-, Einkommens- und Familienverhältnisse des 
Schuldners geeignet sind, zu einer angemessenen 
Schuldenbereinigung zu führen; in den Plan ist aufzunehmen, ob und 
inwieweit Bürgschaften, Pfandrechte und andere Sicherheiten der 
Gläubiger vom Plan berührt werden sollen. 
 (2) In dem Verzeichnis der Forderungen nach Absatz 1 Nr. 3 kann 
auch auf beigefügte Forderungsaufstellungen der Gläubiger Bezug 
genommen werden. Auf Aufforderung des Schuldners sind die 
Gläubiger verpflichtet, auf ihre Kosten dem Schuldner zur Vorbereitung 
des Forderungsverzeichnisses eine schriftliche Aufstellung ihrer gegen 
diesen gerichteten Forderungen zu erteilen; insbesondere haben sie 
ihm die Höhe ihrer Forderungen und deren Aufgliederung in 
Hauptforderung, Zinsen und Kosten anzugeben. Die Aufforderung des 
Schuldners muss einen Hinweis auf einen bereits bei Gericht 
eingereichten oder in naher Zukunft beabsichtigten Antrag auf 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens enthalten. 
(3) Hat der Schuldner die amtlichen Formulare nach Absatz 5 nicht 
vollständig ausgefüllt abgegeben, fordert ihn das Insolvenzgericht auf, 
das Fehlende unverzüglich zu ergänzen. Kommt der Schuldner dieser 
Aufforderung nicht binnen eines Monats nach, ist sein Antrag als 
unzulässig zu verwerfen. Gegen diese Entscheidung steht dem 
Schuldner die sofortige Beschwerde zu. 



 
drei Monate. 
(4) Der Schuldner kann sich im Verfahren nach diesem Abschnitt vor 
dem Insolvenzgericht von einer geeigneten Person oder einem 
Angehörigen einer als geeignet anerkannten Stelle im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 1 vertreten lassen. Für die Vertretung des Gläubigers 
gilt § 174 Abs. 1 Satz 3 entsprechend. 
(5) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur Vereinfachung 
des Verbraucherinsolvenzverfahrens für die Beteiligten Formulare für 
die nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 vorzulegenden Bescheinigungen, 
Anträge, Verzeichnisse und Pläne einzuführen. Soweit nach Satz 1 
Formulare eingeführt sind, muss sich der Schuldner ihrer bedienen. Für 
Verfahren bei Gerichten, die die Verfahren maschinell bearbeiten und 
für Verfahren bei Gerichten, die die Verfahren nicht maschinell 
bearbeiten, können unterschiedliche Formulare eingeführt werden. 
 

 
 
(4) Der Schuldner kann sich im Verfahren nach diesem Abschnitt vor 
dem Insolvenzgericht von einer geeigneten Person oder einem 
Angehörigen einer als geeignet anerkannten Stelle im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 1 vertreten lassen. Für die Vertretung des Gläubigers 
gilt § 174 Abs. 1 Satz 3 entsprechend. 
(5) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur Vereinfachung 
des Verbraucherinsolvenzverfahrens für die Beteiligten Formulare für 
die nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 vorzulegenden Bescheinigungen, Anträge 
und Verzeichnisse und Pläne einzuführen. Soweit nach Satz 1 
Formulare eingeführt sind, muss sich der Schuldner ihrer bedienen. Für 
Verfahren bei Gerichten, die die Verfahren maschinell bearbeiten und 
für Verfahren bei Gerichten, die die Verfahren nicht maschinell 
bearbeiten, können unterschiedliche Formulare eingeführt werden. 
 

  

 
§ 305a Scheitern der außergerichtlichen Schuldenbereinigung 

Der Versuch, eine außergerichtliche Einigung mit den Gläubigern über 
die Schuldenbereinigung herbeizuführen, gilt als gescheitert, wenn ein 
Gläubiger die Zwangsvollstreckung betreibt, nachdem die 
Verhandlungen über die außergerichtliche Schuldenbereinigung 
aufgenommen wurden. 
 

 
§ 305a Scheitern der außergerichtlichen Schuldenbereinigung 

Der Versuch, eine außergerichtliche Einigung mit den Gläubigern über 
die Schuldenbereinigung herbeizuführen, gilt als gescheitert, wenn ein 
Gläubiger die Zwangsvollstreckung betreibt, nachdem die 
Verhandlungen über die außergerichtliche Schuldenbereinigung 
aufgenommen wurden.  
 

  

 
§ 306 Ruhen des Verfahrens 

(1) Das Verfahren über den Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens ruht bis zur Entscheidung über den 
Schuldenbereinigungsplan. Dieser Zeitraum soll drei Monate nicht 
überschreiten. Das Gericht ordnet nach Anhörung des Schuldners die 
Fortsetzung des Verfahrens über den Eröffnungsantrag an, wenn nach 
seiner freien Überzeugung der Schuldenbereinigungsplan  

 
 § 306 Eröffnungsantrag eines Gläubigers 

(1) Das Verfahren über den Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens ruht bis zur Entscheidung über den 
Schuldenbereinigungsplan. Dieser Zeitraum soll drei Monate nicht 
überschreiten. Das Gericht ordnet nach Anhörung des Schuldners die 
Fortsetzung des Verfahrens über den Eröffnungsantrag an, wenn nach 
seiner freien Überzeugung der Schuldenbereinigungsplan  



 
voraussichtlich nicht angenommen wird. 
(2) Absatz 1 steht der Anordnung von Sicherungsmaßnahmen nicht 
entgegen. Ruht das Verfahren, so hat der Schuldner in der für die 
Zustellung erforderlichen Zahl Abschriften des 
Schuldenbereinigungsplans und der Vermögensübersicht innerhalb von 
zwei Wochen nach Aufforderung durch das Gericht nachzureichen.  
§ 305 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 
(3) Beantragt ein Gläubiger die Eröffnung des Verfahrens, so hat das 
Insolvenzgericht vor der Entscheidung über die Eröffnung dem 
Schuldner Gelegenheit zu geben, ebenfalls einen Antrag zu stellen. 
Stellt der Schuldner einen Antrag, so gilt Absatz 1 auch für den Antrag 
des Gläubigers. In diesem Fall hat der Schuldner zunächst eine 
außergerichtliche Einigung nach § 305 Abs. 1 Nr. 1 zu versuchen. 
 

 
voraussichtlich nicht angenommen wird. 
(2) Absatz 1 steht der Anordnung von Sicherungsmaßnahmen nicht 
entgegen. Ruht das Verfahren, so hat der Schuldner in der für die 
Zustellung erforderlichen Zahl Abschriften des 
Schuldenbereinigungsplans und der Vermögensübersicht innerhalb von 
zwei Wochen nach Aufforderung durch das Gericht nachzureichen.  
§ 305 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 
(3) Beantragt ein Gläubiger die Eröffnung des Verfahrens, so hat das 
Insolvenzgericht vor der Entscheidung über die Eröffnung dem 
Schuldner Gelegenheit zu geben, ebenfalls einen Antrag zu stellen. 
Stellt der Schuldner einen Antrag, hat er zunächst eine 
außergerichtliche Einigung nach § 305 Abs. 1 Nr. 1 zu versuchen. 
 

  

 
§ 307 Zustellung an die Gläubiger 

(1) Das Insolvenzgericht stellt den vom Schuldner genannten 
Gläubigern den Schuldenbereinigungsplan sowie die 
Vermögensübersicht zu und fordert die Gläubiger zugleich auf, binnen 
einer Notfrist von einem Monat zu den in § 305 Abs. 1 Nr. 3 genannten 
Verzeichnissen und zu dem Schuldenbereinigungsplan Stellung zu 
nehmen; die Gläubiger sind darauf hinzuweisen, dass die 
Verzeichnisse beim Insolvenzgericht zur Einsicht niedergelegt sind. 
Zugleich ist jedem Gläubiger mit ausdrücklichem Hinweis auf die 
Rechtsfolgen des § 308 Abs. 3 Satz 2 Gelegenheit zu geben, binnen 
der Frist nach Satz 1 die Angaben über seine Forderungen in dem beim 
Insolvenzgericht zur Einsicht niedergelegten Forderungsverzeichnis zu 
überprüfen und erforderlichenfalls zu ergänzen. Auf die Zustellung nach 
Satz 1 ist § 8 Abs. 1 Satz 2, 3, Abs. 2 und 3 nicht anzuwenden. 
(2) Geht binnen der Frist nach Absatz 1 Satz 1 bei Gericht die 
Stellungnahme eines Gläubigers nicht ein, so gilt dies als 
Einverständnis mit dem Schuldenbereinigungsplan. Darauf ist in der 
Aufforderung hinzuweisen. 

 
§ 307 Zustellung an die Gläubiger 

(1) Das Insolvenzgericht stellt den vom Schuldner genannten 
Gläubigern den Schuldenbereinigungsplan sowie die 
Vermögensübersicht zu und fordert die Gläubiger zugleich auf, binnen 
einer Notfrist von einem Monat zu den in § 305 Abs. 1 Nr. 3 genannten 
Verzeichnissen und zu dem Schuldenbereinigungsplan Stellung zu 
nehmen; die Gläubiger sind darauf hinzuweisen, dass die 
Verzeichnisse beim Insolvenzgericht zur Einsicht niedergelegt sind. 
Zugleich ist jedem Gläubiger mit ausdrücklichem Hinweis auf die 
Rechtsfolgen des § 308 Abs. 3 Satz 2 Gelegenheit zu geben, binnen 
der Frist nach Satz 1 die Angaben über seine Forderungen in dem beim 
Insolvenzgericht zur Einsicht niedergelegten Forderungsverzeichnis zu 
überprüfen und erforderlichenfalls zu ergänzen. Auf die Zustellung nach 
Satz 1 ist § 8 Abs. 1 Satz 2, 3, Abs. 2 und 3 nicht anzuwenden. 
(2) Geht binnen der Frist nach Absatz 1 Satz 1 bei Gericht die 
Stellungnahme eines Gläubigers nicht ein, so gilt dies als 
Einverständnis mit dem Schuldenbereinigungsplan. Darauf ist in der 
Aufforderung hinzuweisen. 



 
(3) Nach Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 1 ist dem Schuldner  
Gelegenheit zu geben, den Schuldenbereinigungsplan binnen einer 
vom Gericht zu bestimmenden Frist zu ändern oder zu ergänzen, wenn 
dies auf Grund der Stellungnahme eines Gläubigers erforderlich oder 
zur Förderung einer einverständlichen Schuldenbereinigung sinnvoll 
erscheint. Die Änderungen oder Ergänzungen sind den Gläubigern 
zuzustellen, soweit dies erforderlich ist. Absatz 1 Satz 1, 3 und Absatz 
2 gelten entsprechend. 
 

 
(3) Nach Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 1 ist dem Schuldner 
Gelegenheit zu geben, den Schuldenbereinigungsplan binnen einer 
vom Gericht zu bestimmenden Frist zu ändern oder zu ergänzen, wenn 
dies auf Grund der Stellungnahme eines Gläubigers erforderlich oder 
zur Förderung einer einverständlichen Schuldenbereinigung sinnvoll 
erscheint. Die Änderungen oder Ergänzungen sind den Gläubigern 
zuzustellen, soweit dies erforderlich ist. Absatz 1 Satz 1, 3 und Absatz 
2 gelten entsprechend. 
 

  

 
§ 308 Annahme des Schuldenbereinigungsplans 

(1) Hat kein Gläubiger Einwendungen gegen den 
Schuldenbereinigungsplan erhoben oder wird die Zustimmung nach § 
309 ersetzt, so gilt der Schuldenbereinigungsplan als angenommen; 
das Insolvenzgericht stellt dies durch Beschluss fest. Der 
Schuldenbereinigungsplan hat die Wirkung eines Vergleichs im Sinne 
des § 794 Abs. 1 Nr. 1 der Zivilprozessordnung. Den Gläubigern und 
dem Schuldner ist eine Ausfertigung des Schuldenbereinigungsplans 
und des Beschlusses nach Satz 1 zuzustellen. 
(2) Die Anträge auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens und auf 
Erteilung von Restschuldbefreiung gelten als zurückgenommen. 
(3) Soweit Forderungen in dem Verzeichnis des Schuldners nicht 
enthalten sind und auch nicht nachträglich bei dem Zustandekommen 
des Schuldenbereinigungsplans berücksichtigt worden sind, können die 
Gläubiger von dem Schuldner Erfüllung verlangen. Dies gilt nicht, 
soweit ein Gläubiger die Angaben über seine Forderung in dem beim 
Insolvenzgericht zur Einsicht niedergelegten Forderungsverzeichnis 
nicht innerhalb der gesetzten Frist ergänzt hat, obwohl ihm der 
Schuldenbereinigungsplan übersandt wurde und die Forderung vor 
dem Ablauf der Frist entstanden war; insoweit erlischt die Forderung. 
 

 
§ 308 Annahme des Schuldenbereinigungsplans 

(1) Hat kein Gläubiger Einwendungen gegen den 
Schuldenbereinigungsplan erhoben oder wird die Zustimmung nach § 
309 ersetzt, so gilt der Schuldenbereinigungsplan als angenommen; 
das Insolvenzgericht stellt dies durch Beschluss fest. Der 
Schuldenbereinigungsplan hat die Wirkung eines Vergleichs im Sinne 
des § 794 Abs. 1 Nr. 1 der Zivilprozessordnung. Den Gläubigern und 
dem Schuldner ist eine Ausfertigung des Schuldenbereinigungsplans 
und des Beschlusses nach Satz 1 zuzustellen. 
(2) Die Anträge auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens und auf 
Erteilung von Restschuldbefreiung gelten als zurückgenommen. 
(3) Soweit Forderungen in dem Verzeichnis des Schuldners nicht 
enthalten sind und auch nicht nachträglich bei dem Zustandekommen 
des Schuldenbereinigungsplans berücksichtigt worden sind, können die 
Gläubiger von dem Schuldner Erfüllung verlangen. Dies gilt nicht, 
soweit ein Gläubiger die Angaben über seine Forderung in dem beim 
Insolvenzgericht zur Einsicht niedergelegten Forderungsverzeichnis 
nicht innerhalb der gesetzten Frist ergänzt hat, obwohl ihm der 
Schuldenbereinigungsplan übersandt wurde und die Forderung vor 
dem Ablauf der Frist entstanden war; insoweit erlischt die Forderung. 
 
 

  



 
§ 309 Ersetzung der Zustimmung 

(1) Hat dem Schuldenbereinigungsplan mehr als die Hälfte der 
benannten Gläubiger zugestimmt und beträgt die Summe der 
Ansprüche der zustimmenden Gläubiger mehr als die Hälfte der 
Summe der Ansprüche der benannten Gläubiger, so ersetzt das 
Insolvenzgericht auf Antrag eines Gläubigers oder des Schuldners die 
Einwendungen eines Gläubigers gegen den Schuldenbereinigungsplan 
durch eine Zustimmung. Dies gilt nicht, wenn  
 
1. der Gläubiger, der Einwendungen erhoben hat, im Verhältnis zu den 
übrigen Gläubigern nicht angemessen beteiligt wird oder  
2. dieser Gläubiger durch den Schuldenbereinigungsplan 
voraussichtlich wirtschaftlich schlechter gestellt wird, als er bei 
Durchführung des Verfahrens über die Anträge auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens und Erteilung von Restschuldbefreiung stünde; 
hierbei ist im Zweifel zugrunde zu legen, dass die Einkommens-, 
Vermögens- und Familienverhältnisse des Schuldners zum Zeitpunkt 
des Antrags nach Satz 1 während der gesamten Dauer des Verfahrens 
maßgeblich bleiben. 
 (2) Vor der Entscheidung ist der Gläubiger zu hören. Die Gründe, die 
gemäß Absatz 1 Satz 2 einer Ersetzung seiner Einwendungen durch 
eine Zustimmung entgegenstehen, hat er glaubhaft zu machen. Gegen 
den Beschluss steht dem Antragsteller und dem Gläubiger, dessen 
Zustimmung ersetzt wird, die sofortige Beschwerde zu. § 4a Abs. 2 gilt 
entsprechend. 
(3) Macht ein Gläubiger Tatsachen glaubhaft, aus denen sich ernsthafte 
Zweifel ergeben, ob eine vom Schuldner angegebene Forderung 
besteht oder sich auf einen höheren oder niedrigeren Betrag richtet als 
angegeben, und hängt vom Ausgang des Streits ab, ob der Gläubiger 
im Verhältnis zu den übrigen Gläubigern angemessen beteiligt wird 
(Absatz 1 Satz 2 Nr. 1), so kann die Zustimmung dieses Gläubigers 
nicht ersetzt werden. 
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§ 310 Kosten 
Die Gläubiger haben gegen den Schuldner keinen Anspruch auf 
Erstattung der Kosten, die ihnen im Zusammenhang mit dem 
Schuldenbereinigungsplan entstehen. 
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Dritter Abschnitt 

Vereinfachtes Insolvenzverfahren 
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§ 311 Aufnahme des Verfahrens über den Eröffnungsantrag 
Werden Einwendungen gegen den Schuldenbereinigungsplan erhoben, 
die nicht gemäß § 309 durch gerichtliche Zustimmung ersetzt werden, 
so wird das Verfahren über den Eröffnungsantrag von Amts wegen 
wieder aufgenommen. 
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§ 312 Allgemeine Verfahrensvereinfachungen 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen auszugsweise; § 9 Abs. 2 
ist nicht anzuwenden. Bei der Eröffnung des Insolvenzverfahrens wird 
abweichend von § 29 nur der Prüfungstermin bestimmt. Wird das 
Verfahren auf Antrag des Schuldners eröffnet, so beträgt die in § 88 
genannte Frist drei Monate. 
(2) Die Vorschriften über den Insolvenzplan (§§ 217 bis 269) und über 
die Eigenverwaltung (§§ 270 bis 285) sind nicht anzuwenden. 

 
§ 312 Allgemeine Verfahrensvereinfachungen 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen auszugsweise; § 9 Abs. 2 
ist nicht anzuwenden. Bei der Eröffnung des Insolvenzverfahrens wird 
abweichend von § 29 nur der Prüfungstermin bestimmt. Wird das 
Verfahren auf Antrag des Schuldners eröffnet, so beträgt die in § 88 
genannte Frist drei Monate. 
(2) Die Vorschriften über den Insolvenzplan (§§ 217 bis 269) und über 
die Eigenverwaltung (§§ 270 bis 285) sind nicht anzuwenden. 
 
 
 
 
 



  

 
§ 313 Treuhänder 
(1) Die Aufgaben des Insolvenzverwalters werden von dem Treuhänder 
(§ 292) wahrgenommen. Dieser wird abweichend von § 291 Abs. 2 
bereits bei der Eröffnung des Insolvenzverfahrens bestimmt. Die §§ 56 
bis 66 gelten entsprechend. 
(2) Zur Anfechtung von Rechtshandlungen nach den §§ 129 bis 147 ist 
nicht der Treuhänder, sondern jeder Insolvenzgläubiger berechtigt. Aus 
dem Erlangten sind dem Gläubiger die ihm entstandenen Kosten 
vorweg zu erstatten. Die Gläubigerversammlung kann den Treuhänder 
oder einen Gläubiger mit der Anfechtung beauftragen. Hat die 
Gläubigerversammlung einen Gläubiger mit der Anfechtung beauftragt, 
so sind diesem die entstandenen Kosten, soweit sie nicht aus dem 
Erlangten gedeckt werden können, aus der Insolvenzmasse zu 
erstatten. 
(3) Der Treuhänder ist nicht zur Verwertung von Gegenständen 
berechtigt, an denen Pfandrechte oder andere Absonderungsrechte 
bestehen. Das Verwertungsrecht steht dem Gläubiger zu. § 173 Abs. 2 
gilt entsprechend. 
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§ 314 Vereinfachte Verteilung 
(1) Auf Antrag des Treuhänders ordnet das Insolvenzgericht an, dass 
von einer Verwertung der Insolvenzmasse ganz oder teilweise 
abgesehen wird. In diesem Fall hat es dem Schuldner zusätzlich 
aufzugeben, binnen einer vom Gericht festgesetzten Frist an den 
Treuhänder einen Betrag zu zahlen, der dem Wert der Masse 
entspricht, die an die Insolvenzgläubiger zu verteilen wäre. Von der 
Anordnung soll abgesehen werden, wenn die Verwertung der 
Insolvenzmasse insbesondere im Interesse der Gläubiger geboten 
erscheint. 
(2) Vor der Entscheidung sind die Insolvenzgläubiger zu hören. 
(3) Die Entscheidung über einen Antrag des Schuldners auf Erteilung 
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von Restschuldbefreiung (§§ 289 bis 291) ist erst nach Ablauf der nach 
Absatz 1 Satz 2 festgesetzten Frist zu treffen. Das Gericht versagt die 
Restschuldbefreiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, wenn der 
nach Absatz 1 Satz 2 zu zahlende Betrag auch nach Ablauf einer 
weiteren Frist von zwei Wochen, die das Gericht unter Hinweis auf die 
Möglichkeit der Versagung der Restschuldbefreiung gesetzt hat, nicht 
gezahlt ist. Vor der Entscheidung ist der Schuldner zu hören. 
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§ 345 Öffentliche Bekanntmachung 

(1) Sind die Voraussetzungen für die Anerkennung der 
Verfahrenseröffnung gegeben, so hat das Insolvenzgericht auf Antrag 
des ausländischen Insolvenzverwalters den wesentlichen Inhalt der 
Entscheidung über die Verfahrenseröffnung und der Entscheidung über 
die Bestellung des Insolvenzverwalters im Inland bekannt zu machen. § 
9 Abs. 1 und 2 und § 30 Abs. 1 Satz 1 gelten entsprechend. Ist die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens bekannt gemacht worden, so ist die 
Beendigung in gleicher Weise bekannt zu machen. 
(2) Hat der Schuldner im Inland eine Niederlassung, so erfolgt die 
öffentliche Bekanntmachung von Amts wegen. Der Insolvenzverwalter 
oder ein ständiger Vertreter nach § 13e Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 des 
Handelsgesetzbuchs unterrichtet das nach § 348 Abs. 1 zuständige 
Insolvenzgericht. 
(3) Der Antrag ist nur zulässig, wenn glaubhaft gemacht wird, dass die 
tatsächlichen Voraussetzungen für die Anerkennung der 
Verfahrenseröffnung vorliegen. Dem Verwalter ist eine Ausfertigung 
des Beschlusses, durch den die Bekanntmachung angeordnet wird, zu 
erteilen. Gegen die Entscheidung des Insolvenzgerichts, mit der die 
öffentliche Bekanntmachung abgelehnt wird, steht dem ausländischen 
Verwalter die sofortige Beschwerde zu. 
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Artikel 2 (Änderung des Rechtspflegergesetzes) 

 

  

 
§ 18 Insolvenzverfahren 

(1) Im Verfahren nach der Insolvenzordnung bleiben dem Richter 
vorbehalten:  
1. das Verfahren bis zur Entscheidung über den Eröffnungsantrag unter  
    Einschluss dieser Entscheidung und der Ernennung des Insolvenz- 
    verwalters sowie des Verfahrens über einen Schuldenbereinigungs- 
    plan nach den §§ 305 bis 310 der Insolvenzordnung, 
2. bei einem Antrag des Schuldners auf Erteilung der Restschuld- 
    befreiung die Entscheidungen nach den §§ 289, 296, 297 und 300  
    der Insolvenzordnung, wenn ein Insolvenzgläubiger die Versagung  
    der Restschuldbefreiung beantragt, sowie die Entscheidung über den  
    Widerruf der Restschuldbefreiung nach § 303 der Insolvenzordnung, 
3. Entscheidungen nach den §§ 344 bis 346 der Insolvenzordnung. 
(2) Der Richter kann sich das Insolvenzverfahren ganz oder teilweise  
    vorbehalten, wenn er dies für geboten erachtet. Hält er den Vorbehalt  
    nicht mehr für erforderlich, kann er das Verfahren dem Rechtspfleger  
    übertragen. Auch nach der Übertragung kann er das Verfahren  
    wieder an sich ziehen, wenn und solange er dies für erforderlich hält. 
(3) Die Entscheidung des Rechtspflegers über die Gewährung des  
    Stimmrechts nach den §§ 77, 237 und 238 der Insolvenzordnung hat  
    nicht die in § 256 der Insolvenzordnung bezeichneten Rechtsfolgen.  
    Hat sich die Entscheidung des Rechtspflegers auf das Ergebnis einer  
    Abstimmung ausgewirkt, so kann der Richter auf Antrag eines  
    Gläubigers oder des Insolvenzverwalters das Stimmrecht neu  
    festsetzen und die Wiederholung der Abstimmung anordnen; der  
    Antrag kann nur bis zum Schluss des Termins gestellt werden, in  
    dem die Abstimmung stattgefunden hat. 
(4) Ein Beamter auf Probe darf im ersten Jahr nach seiner Ernennung 
Geschäfte des Rechtspflegers in Insolvenzsachen nicht wahrnehmen. 
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Artikel 3       (Änderung des Beratungshilfegesetzes)  
 

  

 
§ 2  
(1) Die Beratungshilfe besteht in Beratung und, soweit erforderlich, in 
Vertretung. 
(2) Beratungshilfe nach diesem Gesetz wird gewährt in 
Angelegenheiten 
1. des  Zivilrechts einschließlich der Angelegenheiten, für deren  
    Entscheidung die Gerichte für Arbeitssachen zuständig sind, 
2. des Verwaltungsrechts, 
3. des Verfassungsrechts, 
4. des Sozialrechts. 
In Angelegenheiten des Strafrechts und des Ordnungswidrigkeiten-
rechts wird nur Beratung gewährt. Ist es im Gesamtzusammenhang 
notwendig, auf andere Rechtsgebiete einzugehen, wird auch insoweit 
Beratungshilfe gewährt. 
(3) Beratungshilfe nach diesem Gesetz wird nicht gewährt in 
Angelegenheiten, in denen das Recht anderer Staaten anzuwenden ist, 
sofern der Sachverhalt keine Beziehung zum Inland aufweist. 
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(4) Beratungshilfe nach diesem Gesetz wird regelmäßig nicht gewährt 
für eine über die Beratung hinausgehende Tätigkeit mit dem Ziel einer 
außergerichtlichen Einigung mit den Gläubigern über die 
Schuldenbereinigung auf der Grundlage eines Plans, wenn eine  
Einigung offensichtlich aussichtslos nach § 305 Absatz 1 Nummer 1 der 
Insolvenzordnung ist. § 4 Absatz 2 Satz 4 ist nicht anzuwenden.  
 
 
 
 
 
 



  

  
Artikel 4      (Änderung der Zivilprozessordnung)  
 

  

 
Inkrafttreten am 01.01.2013 
 
§ 882b Inhalt des Schuldnerverzeichnisses 

(1) Das zentrale Vollstreckungsgericht nach § 882h Abs. 1 führt ein 
Verzeichnis (Schuldnerverzeichnis) derjenigen Personen, 
1. deren Eintragung der Gerichtsvollzieher nach Maßgabe des § 882c  
    angeordnet hat; 
2. deren Eintragung die Vollstreckungsbehörde nach Maßgabe des  
    § 284 Abs. 9 der Abgabenordnung angeordnet hat; einer  
    Eintragungsanordnung nach § 284 Abs. 9 der Abgabenordnung steht  
    die Anordnung der Eintragung in das Schuldnerverzeichnis durch  
    eine Vollstreckungsbehörde gleich, die auf Grund einer  
    gleichwertigen Regelung durch Bundesgesetz oder durch  
    Landesgesetz ergangen ist; 
3. deren Eintragung das Insolvenzgericht nach Maßgabe des § 26 Abs.  
    2 der Insolvenzordnung angeordnet hat. 
(2) Im Schuldnerverzeichnis werden angegeben: 
1. Name, Vorname und Geburtsname des Schuldners sowie die Firma  
    und deren Nummer des Registerblatts im Handelsregister, 
2. Geburtsdatum und Geburtsort des Schuldners, 
3. Wohnsitze des Schuldners oder Sitz des Schuldners, einschließlich  
    abweichender Personendaten. 
(3) Im Schuldnerverzeichnis werden weiter angegeben: 
1. Aktenzeichen und Gericht oder Vollstreckungsbehörde der  
    Vollstreckungssache oder des Insolvenzverfahrens, 
2. im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 das Datum der Eintragungsanordnung  
    und der gemäß § 882c zur Eintragung führende Grund, 
3. im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 das Datum der Eintragungsanordnung  
    und der gemäß § 284 Abs. 9 der Abgabenordnung oder einer  
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    gleichwertigen Regelung im Sinne von Absatz 1 Nr. 2 Halbsatz 2 zur  
    Eintragung führende Grund, 
4. im Fall des Absatzes 1 Nr. 3 das Datum der Eintragungsanordnung  
    und die Feststellung, dass ein Antrag auf Eröffnung des  
    Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Schuldners mangels  
    Masse abgewiesen wurde. 
 
 

     
    gleichwertigen Regelung im Sinne von Absatz 1 Nr. 2 Halbsatz 2 zur  
    Eintragung führende Grund, 
4. im Fall des Absatzes 1 Nr. 3 das Datum der Eintragungsanordnung  
    sowie die Feststellung, dass ein Antrag auf Eröffnung des  
    Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Schuldners mangels  
    Masse gemäß § 26 Absatz 1 Satz 1 der Insolvenzordnung  
    abgewiesen wurde oder bei einer Eintragung gemäß § 303a der  
    Insolvenzordnung der zur Eintragung führende Grund und das  
    Datum der Entscheidung des Insolvenzgerichts.  
 

  

 
§ 882e Löschung 
(1) Eine Eintragung im Schuldnerverzeichnis wird nach Ablauf von drei 
Jahren seit dem Tag der Eintragungsanordnung von dem zentralen 
Vollstreckungsgericht nach § 882h Abs. 1 gelöscht. Im Fall des § 882b 
Abs. 1 Nr. 3 beträgt die Löschungsfrist fünf Jahre seit Erlass des 
Abweisungsbeschlusses. 
(2) Über Einwendungen gegen die Löschung nach Absatz 1 oder ihre 
Versagung entscheidet der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle. Gegen 
seine Entscheidung findet die Erinnerung nach § 573 statt. 
(3) Abweichend von Absatz 1 wird eine Eintragung auf Anordnung des 
zentralen Vollstreckungsgerichts nach § 882h Abs. 1 gelöscht, wenn 
diesem 
1. die vollständige Befriedigung des Gläubigers nachgewiesen worden  
    ist; 
2. das Fehlen oder der Wegfall des Eintragungsgrundes bekannt  
    geworden ist oder 
3. die Ausfertigung einer vollstreckbaren Entscheidung vorgelegt wird,  
    aus der sich ergibt, dass die Eintragungsanordnung aufgehoben oder  
    einstweilen ausgesetzt ist. 
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(4) Wird dem zentralen Vollstreckungsgericht nach § 882h Abs. 1 
bekannt, dass der Inhalt einer Eintragung von Beginn an fehlerhaft war, 
wird die Eintragung durch den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
geändert. Wird der Schuldner oder ein Dritter durch die Änderung der 
Eintragung beschwert, findet die Erinnerung nach § 573 statt. 
 

 
(4) Wird dem zentralen Vollstreckungsgericht nach § 882h Abs. 1 
bekannt, dass der Inhalt einer Eintragung von Beginn an fehlerhaft war, 
wird die Eintragung durch den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
geändert. Wird der Schuldner oder ein Dritter durch die Änderung der 
Eintragung beschwert, findet die Erinnerung nach § 573 statt. 
 

  

  
 
 
Artikel 5 (Änderung der Verordnung über die Führung des 
Schuldnerverzeichnisses)  

 

  

 
Inkrafttreten am 01.01.2013 

 
§ 4 Löschung von Eintragungen 

(1) Das zentrale Vollstreckungsgericht löscht eine Eintragung im 
Schuldnerverzeichnisnach Ablauf von drei Jahren seit dem Tag der 
Eintragungsanordnung. Im Falle des § 882b Absatz 1 Nummer 3 der 
Zivilprozessordnung löscht das zentrale Vollstreckungsgericht eine 
Eintragung im Schuldnerverzeichnis nach dem Ablauf von fünf Jahren 
seit dem Erlass des Abweisungsbeschlusses. 
(2) Das zentrale Vollstreckungsgericht löscht eine Eintragung im 
Schuldnerverzeichnis außerdem, wenn 
1. die vollständige Befriedigung des Gläubigers nachgewiesen ist, 
2. das Fehlen oder der Wegfall des Eintragungsgrundes bekannt ist  
    oder 
3. die Ausfertigung einer vollstreckbaren Entscheidung vorgelegt wird,  
    aus der sich ergibt, dass die Eintragungsanordnung aufgehoben oder  
    einstweilen ausgesetzt ist.  
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§ 10 Ausschluss von der Einsichtnahme 

(1) Ein nach § 7 registrierter Nutzer kann bei missbräuchlicher 
Datenverwendung oder missbräuchlichem Datenabruf von der 
Einsichtnahme  in das Schuldnerverzeichnis ganz oder bis zu fünf 
Jahre ausgeschlossen werden.  
(2) Handelt es sich bei dem nach § 7 registrierten Nutzer um eine 
juristische Person, für die nach § 7 Absatz 1 Satz 4 und 5 mehrere 
Personen registriert sind, können bei missbräuchlicher 
Datenverwendung oder missbräuchlichen Datenabrufen alle nach § 7 
Absatz 1 Satz 4 und 5 für die juristische Person handelnden Personen 
von der Einsichtnahme in das Schuldnerverzeichnis ganz oder bis zu 
fünf Jahre ausgeschlossen werden.  
(3) Auf den Ausschluss von der Einsichtnahme sind § 49 Absatz 2, 3 
und 6 Satz 1 und 2 sowie § 48 Abs. 1, 3 und 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechend anzuwenden. 
(4) Mit dem Ausschluss von der Einsichtnahme bestimmt die 
zuständige Stelle den Zeitraum, für den der Nutzer keine neue 
Registrierung erhalten kann. Zuständig für die Entscheidung ist die 
Stelle, die die Registrierung nach § 7 vorgenommen hat. Die 
Entscheidung ist dem ehemaligen Inhaber der Registrierung mit 
Rechtsmittelbelehrung zuzustellen. Die zuständige Stelle veranlasst die 
Sperrung der nach § 7 Absatz 3 Satz 3 übermittelten Zugangsdaten.  
(5) Die Sperrfrist für eine erneute Registrierung des Nutzers nach 
Absatz 4 Satz 1 darf zur Registrierungsverwaltung nach § 6 und 7 
gespeichert und an andere zentrale Vollstreckungsgerichte übermittelt 
werden. Die gespeicherten Daten sind mit Ablauf der Sperrfrist zu 
löschen.  
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(1) Ein nach § 7 registrierter Nutzer kann bei missbräuchlicher 
Datenverwendung oder missbräuchlichem Datenabruf von der 
Einsichtnahme  in das Schuldnerverzeichnis ganz oder bis zu drei 
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Artikel 6    (Änderung der insolvenzrechtlichen   
                            Vergütungsverordnung) 
 

  

 
§ 3 Zu- und Abschläge 
(1) Eine den Regelsatz übersteigende Vergütung ist insbesondere 
festzusetzen, wenn  
a) die Bearbeitung von Aus- und Absonderungsrechten einen  
    erheblichen Teil der Tätigkeit des Insolvenzverwalters ausgemacht  
    hat, ohne dass ein entsprechender Mehrbetrag nach § 1 Abs. 2 Nr. 1  
    angefallen ist, 
b) der Verwalter das Unternehmen fortgeführt oder Häuser verwaltet  
    hat und die Masse nicht entsprechend größer geworden ist, 
c) die Masse groß war und die Regelvergütung wegen der Degression  
    der Regelsätze keine angemessene Gegenleistung dafür darstellt,  
    dass der Verwalter mit erheblichem Arbeitsaufwand die Masse  
    vermehrt oder zusätzliche Masse festgestellt hat, 
d) arbeitsrechtliche Fragen zum Beispiel in bezug auf das  
    Insolvenzgeld, den Kündigungsschutz oder einen Sozialplan den  
    Verwalter erheblich in Anspruch genommen haben oder 
e) der Verwalter einen Insolvenzplan ausgearbeitet hat. 
(2) Ein Zurückbleiben hinter dem Regelsatz ist insbesondere 
gerechtfertigt, wenn  
a) ein vorläufiger Insolvenzverwalter in Verfahren tätig war, 
b) die Masse bereits zu einem wesentlichen Teil verwertet war, als der  
    Verwalter das Amt übernahm, 
c) das Insolvenzverfahren vorzeitig beendet wird oder das Amt des  
    Verwalters vorzeitig endet, oder 
d) die Masse groß war und die Geschäftsführung geringe  
    Anforderungen an den Verwalter stellte. 
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Zweiter Abschnitt 
Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters, des Sachwalters 
und des Treuhänders im vereinfachten Insolvenzverfahren 
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§ 11 Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters 

(1) Die Tätigkeit des vorläufigen Insolvenzverwalters wird besonders 
vergütet. Er erhält in der Regel 25 vom Hundert der Vergütung nach § 2 
Abs. 1 bezogen auf das Vermögen, auf das sich seine Tätigkeit 
während des Eröffnungsverfahrens erstreckt. Maßgebend für die 
Wertermittlung ist der Zeitpunkt der Beendigung der vorläufigen 
Verwaltung oder der Zeitpunkt, ab dem der Gegenstand nicht mehr der 
vorläufigen Verwaltung unterliegt. Vermögensgegenstände, an denen 
bei Verfahrenseröffnung Aus- oder Absonderungsrechte bestehen, 
werden dem Vermögen nach Satz 2 hinzugerechnet, sofern sich der 
vorläufige Insolvenzverwalter in erheblichem Umfang mit ihnen befasst. 
Eine Berücksichtigung erfolgt nicht, sofern der Schuldner die 
Gegenstände lediglich aufgrund eines Besitzüberlassungsvertrages in 
Besitz hat. 
(2) Wird die Festsetzung der Vergütung beantragt, bevor die von 
Absatz 1 Satz 2 erfassten Gegenstände veräußert wurden, ist das 
Insolvenzgericht spätestens mit Vorlage der Schlussrechnung auf eine 
Abweichung des tatsächlichen Werts von dem der Vergütung zugrunde 
liegenden Wert hinzuweisen, sofern die Wertdifferenz 20 vom Hundert 
bezogen auf die Gesamtheit dieser Gegenstände übersteigt. Bei einer 
solchen Wertdifferenz kann das Gericht den Beschluss bis zur 
Rechtskraft der Entscheidung über die Vergütung des 
Insolvenzverwalters ändern. 
(3) Art, Dauer und der Umfang der Tätigkeit des vorläufigen 
Insolvenzverwalters sind bei der Festsetzung der Vergütung zu 
berücksichtigen. 
(4) Hat das Insolvenzgericht den vorläufigen Insolvenzverwalter als  
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Rechtskraft der Entscheidung über die Vergütung des 
Insolvenzverwalters ändern. 
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Sachverständigen beauftragt zu prüfen, ob ein Eröffnungsgrund vorliegt 
und welche Aussichten für eine Fortführung des Unternehmens des 
Schuldners bestehen, so erhält er gesondert eine Vergütung nach dem 
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz. 
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§ 13 Vergütung des Treuhänders im vereinfachten 
Insolvenzverfahren 
(1) Der Treuhänder erhält in der Regel 15 vom Hundert der 
Insolvenzmasse. Ein Zurückbleiben hinter dem Regelsatz ist 
insbesondere dann gerechtfertigt, wenn das vereinfachte 
Insolvenzverfahren vorzeitig beendet wird. Haben in dem Verfahren 
nicht mehr als 5 Gläubiger ihre Forderungen angemeldet, so soll die 
Vergütung in der Regel mindestens 600 Euro betragen. Von 6 bis zu 15 
Gläubigern erhöht sich die Vergütung für je angefangene 5 Gläubiger 
um 150 Euro. Ab 16 Gläubiger erhöht sich die Vergütung je 
angefangene 5 Gläubiger um 100 Euro. 
(2) §§ 2 und 3 finden keine Anwendung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 13 Vergütung des Treuhänders im vereinfachten 
Insolvenzverfahren 
Werden in einem Verfahren nach dem Neunten Teil der  
Insolvenzordnung die Unterlagen nach § 305 Absatz 1 Nummer 1 der 
Insolvenzordnung von einer geeigneten Person oder Stelle erstellt, 
ermäßigt sich die Vergütung nach § 2 Absatz 2 Satz 1 auf 800 Euro.  



  
Artikel 7        (Änderung des Einführungsgesetzes zur      
                       Insolvenzordnung)  
 

  

 
Art. 102 
§ 5 Öffentliche Bekanntmachung 

(1) Der Antrag auf öffentliche Bekanntmachung des wesentlichen 
Inhalts der Entscheidungen nach Artikel 21 Abs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1346/2000 ist an das nach § 1 zuständige Gericht zu richten. Das 
Gericht kann eine Übersetzung verlangen, die von einer hierzu in einem 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union befugten Person zu 
beglaubigen ist. § 9 Abs. 1 und 2 und § 30 Abs. 1 Satz 1 der 
Insolvenzordnung gelten entsprechend. 
(2) Besitzt der Schuldner im Inland eine Niederlassung, so erfolgt die 
öffentliche Bekanntmachung nach Absatz 1 von Amts wegen. Ist die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens bekannt gemacht worden, so ist die 
Beendigung in gleicher Weise bekannt zu machen. 
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Artikel 103 [einsetzen: bei der Verkündung nächster freier 

Buchstabenzusatz]  
Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur Verkürzung der Dauer der 
Restschuldbefreiung und zur Insolvenzfestigkeit von Lizenzen  

Auf Insolvenzverfahren, die vor dem … [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens nach Artikel 13 Satz 1 dieses Gesetzes] eröffnet worden 
sind, sind die bis dahin geltenden gesetzlichen Vorschriften weiter 
anzuwenden.  
 
 
 
 
 



  
Artikel 8  (Änderung des Insolvenzstatistikgesetzes)  

 

  

 
§ 2 Erhebungsmerkmale 

Die Erhebungen erfassen folgende Erhebungsmerkmale: 
1. bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder dessen Abweisung   
 mangels Masse: 
    a) Art des Verfahrens und des internationalen Bezugs, 
    b) Antragsteller, 
    c) Art des Rechtsträgers oder der Vermögensmasse (Schuldner); bei  
        Unternehmen  zusätzlich Rechtsform, Geschäftszweig, Jahr der  
        Gründung, Zahl der betroffenen Arbeitnehmer und die Eintragung  
        in das Handels-, Genossenschafts-, Vereins- oder  
        Partnerschaftsregister, 
    d) Eröffnungsgrund, 
    e) Anordnung oder Ablehnung der Eigenverwaltung, 
    f) voraussichtliche Summe der Forderungen; 
2. bei Annahme eines Schuldenbereinigungsplans, bei Eröffnung eines 
Verbraucherinsolvenzverfahrens oder bei der Abweisung des Antrags 
auf Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse: 
    a) Summe der Forderungen, 
    b) geschätzte Summe der zu erbringenden Leistungen; 
3. bei Einstellung oder Aufhebung des Insolvenzverfahrens: 
    a) Art der erfolgten Beendigung des Verfahrens, 
    b) Höhe der befriedigten Absonderungsrechte, 
    c) Höhe der quotenberechtigten Insolvenzforderungen und Höhe des  
        zur Verteilung an die Insolvenzgläubiger verfügbaren Betrags, bei  
        öffentlich-rechtlichen Insolvenzgläubigern zusätzlich deren  
        jeweiliger Anteil, 
    d) Angaben zur Betriebsfortführung, zum Sanierungserfolg und zur  
        Eigenverwaltung, 
    e) Angaben über die Vorfinanzierung von Arbeitsentgelt im Rahmen  
        der Gewährung von Insolvenzgeld, 
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    f) Datum der Einreichung des Schlussberichts bei Gericht, 
    g) Angaben über Abschlagsverteilungen, 
    h) Datum der Beendigung des Verfahrens; 
4. bei Restschuldbefreiung: 
    a) Ankündigung der Restschuldbefreiung, 
    b) Entscheidung über die Restschuldbefreiung, 
    c) bei Versagung der Restschuldbefreiung die Gründe für die  
        Versagung, 
    d) Widerruf der erteilten Restschuldbefreiung, 
    e) Sonstige Beendigung des Verfahrens. 
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Artikel 9     (Änderung des Gerichtskostengesetzes)  

 

  

 
§ 17 Auslagen 

(1) Wird die Vornahme einer Handlung, mit der Auslagen verbunden 
sind, beantragt, hat derjenige, der die Handlung beantragt hat, einen 
zur Deckung der Auslagen hinreichenden Vorschuss zu zahlen. Das 
Gericht soll die Vornahme der Handlung von der vorherigen Zahlung 
abhängig machen. 
(2) Die Herstellung und Überlassung von Dokumenten auf Antrag sowie 
die Versendung und die elektronische Übermittlung von Akten können 
von der vorherigen Zahlung eines die Auslagen deckenden 
Vorschusses abhängig gemacht werden. 
(3) Bei Handlungen, die von Amts wegen vorgenommen werden, kann 
ein Vorschuss zur Deckung der Auslagen erhoben werden. 
(4) Absatz 1 gilt nicht in Musterverfahren nach dem Kapitalanleger-
Musterverfahrensgesetz, für die Anordnung einer Haft und in 
Strafsachen nur für den Privatkläger, den Widerkläger sowie für den 
Nebenkläger, der Berufung oder Revision eingelegt hat. Absatz 2 gilt 
nicht in Strafsachen und in gerichtlichen Verfahren nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten, wenn der Beschuldigte oder sein Beistand 
Antragsteller ist. Absatz 3 gilt nicht in Strafsachen, in gerichtlichen 
Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten sowie in 
Verfahren über einen Schuldenbereinigungsplan (§ 306 der 
Insolvenzordnung). 
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§ 23 Insolvenzverfahren 
(1) Die Gebühr für das Verfahren über den Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens schuldet, wer den Antrag gestellt hat. Wird der 
Antrag abgewiesen oder zurückgenommen, gilt dies auch für die 
entstandenen Auslagen. Die Auslagen nach Nummer 9017 des 
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Kostenverzeichnisses schuldet jedoch nur der Schuldner des 
Insolvenzverfahrens. Satz 1 und 2 gelten nicht, wenn der Schuldner 
des Insolvenzverfahrens nach § 14 Absatz 3 der Insolvenzordnung die 
Kosten des Verfahrens trägt. 
(2) Die Kosten des Verfahrens über die Versagung oder den Widerruf 
der Restschuldbefreiung (§§ 296, 297, 300 und 303 der 
Insolvenzordnung) schuldet, wer das Verfahren beantragt hat. 
(3) Im Übrigen schuldet die Kosten der Schuldner des 
Insolvenzverfahrens. 
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Anlage 1 (Kostenverzeichnis) Anlage 1 (Kostenverzeichnis) 

 

 

2350 Entscheidung über den Antrag auf Versagung oder 
Widerruf der Restschuldbefreiung (§§ 296, 297, 300, 303 
InsO) .............. 

 
 

30,00 
EUR 

  

 

 
 

 

 

2350 Entscheidung über den Antrag auf Versagung oder 
Widerruf der Restschuldbefreiung (§§ 296 bis 297a,  
300 und 303 der InsO) .............. 

 
 

30,00 
EUR 

  

 

 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  
Artikel 9    (Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes)   

 

  

Anlage 1 (Vergütungsverzeichnis) Anlage 1 (Vergütungsverzeichnis) 

 

2502 Beratungstätigkeit mit dem Ziel einer außergerichtlichen 
Einigung mit den Gläubigern über die 
Schuldenbereinigung auf der Grundlage eines Plans (§ 
305 Abs. 1 Nr. 1 InsO): 
Die Gebühr 2501 beträgt ............................ 

60,00 
EUR 

   

   
 

 

2502 Beratungstätigkeit, die die Prüfung der Erfolgsaussicht 
einer außergerichtlichen Einigung mit den Gläubigern über 
die Schuldenbereinigung auf der Grundlage eines Plans  
(§ 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO) zum Gegenstand hat:  
Die Gebühr 2501 beträgt ............................ 
 
Mit der Gebühr ist auch die Ausstellung einer 
Bescheinigung über die Aussichtslosigkeit einer 
außergerichtlichen Einigung (§ 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO) 
abgegolten.  
 

 
60,00 
EUR 

 
 
 
 

   

   
 

  

 

3315 Tätigkeit auch im Verfahren über den 
Schuldenbereinigungsplan: 
Die Verfahrensgebühr 3313 beträgt .................. 1,5 

3316 Tätigkeit auch im Verfahren über den 
Schuldenbereinigungsplan: 
Die Verfahrensgebühr 3314 beträgt .................. 

 
 

1,0 

 
 

 
 

 

 

3315 Tätigkeit auch im Verfahren über den 
Schuldenbereinigungsplan: 
Die Verfahrensgebühr 3313 beträgt .................. 1,5 

3316 Tätigkeit auch im Verfahren über den 
Schuldenbereinigungsplan: 
Die Verfahrensgebühr 3314 beträgt .................. 

 
 

1,0 

 
 

 
 

 

 
 

 
 
 
 
 



  
Artikel 11      (Änderung der Abgabenordnung) 

  

  

 
§ 231 Unterbrechung der Verjährung 

(1) Die Verjährung wird unterbrochen durch schriftliche 
Geltendmachung des Anspruchs, durch Zahlungsaufschub, durch 
Stundung, durch Aussetzung der Vollziehung, durch Aussetzung der 
Verpflichtung des Zollschuldners zur Abgabenentrichtung, durch 
Sicherheitsleistung, durch Vollstreckungsaufschub, durch eine 
Vollstreckungsmaßnahme, durch Anmeldung im Insolvenzverfahren, 
durch Aufnahme in einen Insolvenzplan oder einen gerichtlichen 
Schuldenbereinigungsplan, durch Einbeziehung in ein Verfahren, das 
die Restschuldbefreiung für den Schuldner zum Ziel hat, und durch 
Ermittlungen der Finanzbehörde nach dem Wohnsitz oder dem 
Aufenthaltsort des Zahlungspflichtigen. § 169 Abs. 1 Satz 3 gilt 
sinngemäß. 
(2) Die Unterbrechung der Verjährung durch Zahlungsaufschub, durch 
Stundung, durch Aussetzung der Vollziehung, durch Aussetzung der 
Verpflichtung des Zollschuldners zur Abgabenentrichtung, durch 
Sicherheitsleistung, durch Vollstreckungsaufschub, durch eine 
Vollstreckungsmaßnahme, die zu einem Pfändungspfandrecht, einer 
Zwangshypothek oder einem sonstigen Vorzugsrecht auf Befriedigung 
führt, durch Anmeldung im Insolvenzverfahren, durch Aufnahme in 
einen Insolvenzplan oder einen gerichtlichen Schuldenbereinigungsplan 
oder durch Einbeziehung in ein Verfahren, das die Restschuldbefreiung 
für den Schuldner zum Ziel hat, dauert fort, bis der Zahlungsaufschub, 
die Stundung, die Aussetzung der Vollziehung, die Aussetzung der 
Verpflichtung des Zollschuldners zur Abgabenentrichtung oder der 
Vollstreckungsaufschub abgelaufen, die Sicherheit, das 
Pfändungspfandrecht, die Zwangshypothek oder ein sonstiges 
Vorzugsrecht auf Befriedigung erloschen, das Insolvenzverfahren 
beendet ist, der Insolvenzplan oder der gerichtliche 
Schuldenbereinigungsplan erfüllt oder hinfällig wird, die  
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Restschuldbefreiung wirksam wird oder das Verfahren, das die 
Restschuldbefreiung zum Ziel hat, vorzeitig beendet wird. Wird gegen 
die Finanzbehörde ein Anspruch geltend gemacht, so endet die 
hierdurch eingetretene Unterbrechung der Verjährung nicht, bevor über 
den Anspruch rechtskräftig entschieden worden ist. 
(3) Mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Unterbrechung geendet 
hat, beginnt eine neue Verjährungsfrist. 
(4) Die Verjährung wird nur in Höhe des Betrags unterbrochen, auf den 
sich die Unterbrechungshandlung bezieht. 
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§ 251 Vollstreckbare Verwaltungsakte 
(1) Verwaltungsakte können vollstreckt werden, soweit nicht ihre 
Vollziehung ausgesetzt oder die Vollziehung durch Einlegung eines 
Rechtsbehelfs gehemmt ist (§ 361; § 69 der Finanzgerichtsordnung). 
Einfuhr- und Ausfuhrabgabenbescheide können außerdem nur 
vollstreckt werden, soweit die Verpflichtung des Zollschuldners zur 
Abgabenentrichtung nicht ausgesetzt ist (Artikel 222 Abs. 2 des 
Zollkodexes). 
(2) Unberührt bleiben die Vorschriften der Insolvenzordnung sowie § 79 
Abs. 2 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes. Die Finanzbehörde ist 
berechtigt, in den Fällen des § 201 Abs. 2, §§ 257 und 308 Absatz 1 
der Insolvenzordnung gegen den Schuldner im Verwaltungswege zu 
vollstrecken. 
(3) Macht die Finanzbehörde im Insolvenzverfahren einen Anspruch 
aus dem Steuerschuldverhältnis als Insolvenzforderung geltend, so 
stellt sie erforderlichenfalls die Insolvenzforderung durch schriftlichen 
Verwaltungsakt fest. 
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Artikel 12    (Änderung des Genossenschaftsgesetzes)  
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66a Kündigung im Insolvenzverfahren  

Wird das Insolvenzverfahren über das Vermögen eines Mitglieds 
eröffnet und ein Insolvenzverwalter bestellt, so kann der 
Insolvenzverwalter das Kündigungsrecht des Mitglieds an dessen Stelle 
ausüben. 
 
 
 
 
 

  



  
§ 67c Kündigungsausschluss bei Wohnungsgenossenschaften  

(1) Die Kündigung der Mitgliedschaft in einer Wohnungsgenossenschaft 
durch den Gläubiger (§ 66) oder den Insolvenzverwalter (§ 66a) ist 
ausgeschlossen, wenn  
1. die Mitgliedschaft Voraussetzung für die Nutzung der Wohnung des 
Mitglieds ist und  
2. sein Geschäftsguthaben höchstens das Vierfache des auf einen 
Monat entfallenden Nutzungsentgelts ohne die als Pauschale oder 
Vorauszahlung ausgewiesenen Betriebskosten oder höchstens 2000 
Euro beträgt.  
(2) Übersteigt das Geschäftsguthaben des Mitglieds den Betrag nach 
Absatz 1, ist die Kündigung der Mitgliedschaft nach Absatz 1 auch dann 
ausgeschlossen, wenn es durch Kündigung einzelner Geschäftsanteile 
nach § 67b auf einen nach Absatz 1 zulässigen Betrag vermindert 
werden kann.  
 

  

  
Artikel 13                   (Inkrafttreten)  

 

  
Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am ersten Tag des dritten 
auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. Artikel 12 tritt 
am Tag nach der Verkündung in Kraft.  
 

  

 
 
 
 
 


